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Norm

AsylG 2005 841 Abs6
AsylG 2005 85 Abs1
EMRK Art3
1. AsylG 2005 § 41 heute

2. AsylG 2005 § 41 giltig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

3. AsylG 2005 § 41 giiltig von 21.05.2016 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016
4. AsylG 2005 § 41 glltig von 01.04.2009 bis 31.12.2013aufgehoben durch BGBI. | Nr. 87/2012

5. AsylG 2005 § 41 giiltig von 01.07.2008 bis 31.03.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 4/2008
6. AsylG 2005 & 41 gultig von 01.01.2006 bis 30.06.2008

1. AsylG 2005 § 5 heute

2. AsylG 2005 § 5 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

3. AsylG 2005 § 5 gultig von 01.01.2014 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
4. AsylG 2005 § 5 gultig von 01.07.2008 bis 31.12.2013 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 4/2008
5. AsylG 2005 8§ 5 glltig von 01.01.2006 bis 30.06.2008

1. EMRK Art. 3 heute
2. EMRK Art. 3 gultig ab 01.05.2004

Spruch
S21411.902-1/2010-7E
IM NAMEN DER REPUBLIK

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Dr. Steininger als Einzelrichter Uber die Beschwerde des XXXX, StA.
Afghanistan, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 17.2.2010, ZI. 09 10.245-EAST Ost, zu Recht erkannt:Der
Asylgerichtshof hat durch den Richter Dr. Steininger als Einzelrichter Uber die Beschwerde des romisch 40 , StA.
Afghanistan, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 17.2.2010, ZI. 09 10.245-EAST Ost, zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird gem. 8 5 des Asylgesetzes 2005,BGBI | Nr. 100/2005 (AsylG 2005) idgF als unbegrindet
abgewiesen.Die Beschwerde wird gem. Paragraph 5, des Asylgesetzes 2005, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus
2005, (AsylG 2005) idgF als unbegriindet abgewiesen.

Gem. § 41 Abs. 6 des Asylgesetzes 2005,BGBI | Nr. 100/2005 (AsylG 2005) idgF wird festgestellt, dass die vom
Bundesasylamt verfugte Ausweisung gem. 10 AsylG zum Zeitpunkt der Erlassung rechtmaflig war.Gem. Paragraph 41,
Absatz 6, des Asylgesetzes 2005, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, (AsylG 2005) idgF wird festgestellt, dass
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die vom Bundesasylamt verfugte Ausweisung gem. 10 AsylG zum Zeitpunkt der Erlassung rechtmaRig war.
Text
Entscheidungsgrinde:

I.1.1. Der Beschwerdefuhrer (BF) reiste am 25.8.2009 in das Osterreichische Bundesgebiet ein und brachte am
26.8.2009 einen Antrag auf internationalen Schutz gemdR § 2 Abs. 1 Ziffer 13 AsylG ein.rémisch eins.1.1. Der
Beschwerdefiihrer (BF) reiste am 25.8.2009 in das Osterreichische Bundesgebiet ein und brachte am 26.8.2009 einen
Antrag auf internationalen Schutz gemaR Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13 AsylG ein.

I.1.2. Im Wesentlichen brachte der BF anlasslich der am 26.8.2009 durchgefthrten Erstbefragung vor einem Organ des
offentlichen Sicherheitsdienstes des LPK Wien vor, dass er bis vor etwa zweieinhalb Jahre im Iran einen Aufenthaltstitel
besal3, welcher jedoch widerrufen wurde und dem BF die Abschiebung in das Heimatland, Afghanistan, drohte. Da im
Heimatland Krieg herrschte, wollte dieser nicht zurlckkehren, weshalb er sich mit Hilfe eines Schleppers in die Turkei
begab. Nach zweimonatigem Aufenthalt in der Turkei begab sich der BF - abermals schlepperunterstutzt - mittels
Schlauchboot nach Mytilini, Griechenland, wo er von der Polizei aufgegriffen und 15 Tage untergebracht worden sei.
Schlief3lich erhielt er einen Landesverweis. Einen Asylantrag in Griechenland habe er nicht eingebracht.rémisch
eins.1.2. Im Wesentlichen brachte der BF anlasslich der am 26.8.2009 durchgefiihrten Erstbefragung vor einem Organ
des offentlichen Sicherheitsdienstes des LPK Wien vor, dass er bis vor etwa zweieinhalb Jahre im Iran einen
Aufenthaltstitel besal3, welcher jedoch widerrufen wurde und dem BF die Abschiebung in das Heimatland, Afghanistan,
drohte. Da im Heimatland Krieg herrschte, wollte dieser nicht zuriickkehren, weshalb er sich mit Hilfe eines Schleppers
in die TUrkei begab. Nach zweimonatigem Aufenthalt in der Tlrkei begab sich der BF - abermals schlepperunterstitzt -
mittels Schlauchboot nach Mytilini, Griechenland, wo er von der Polizei aufgegriffen und 15 Tage untergebracht
worden sei. Schlie3lich erhielt er einen Landesverweis. Einen Asylantrag in Griechenland habe er nicht eingebracht.

In Folge reiste der BF, etwa vor einem Monat, tber Mazedonien und Serbien nach Ungarn, wo er von der Polizei
aufgegriffen und fir ca.

25. Tage in einem Asylantenheim untergebracht worden sei. Am 13. Tag seines Aufenthaltes in Ungarn brachte der BF
einen Antrag auf internationalen Schutz ein (AS 29).

Bei seiner am 3.12.2009 durchgefuhrten niederschriftlichen Einvernahme durch einen Organwalter des BAA erganzte
der BF sein Vorbringen dahingehend, dass er in den ersten sechs Monaten in der Stadt Patras aufhaltig gewesen sei.
Die letzten 6 Monate jedoch sei der BF krank und von Polizeiorganen geschlagen worden.

Des weiteren hatte der BF versucht in Griechenland einen Asylantrag zu stellen, er erhielt jedoch keinerlei Méglichkeit
dazu. So ware der BF auch bei der "GCR" gewesen, um einen Antrag auf internationalen Schutz einzubringen, ihm sei
jedoch nur ein Zettel ausgehandigt worden, wonach er Griechenland zu verlassen hatte.

Eine Integrationsverfestigung oder ein Privat- oder Familienleben liege in Osterreich nicht vor.

I.2.1. Der Antrag des BF wurde mit im Spruch des gegenstandlichen Erkenntnisses bezeichneten Bescheid des
Bundesasylamtes (in weiterer Folge als "angefochtener Bescheid" bezeichnet) gem.§ 5 Abs. 1 AsylG 2005
zurlickgewiesen. Fir die Prifung des Antrages auf internationalen Schutz ist gemaR Artikel 16(1)c iVm 20(1)c
Verordnung (EG) Nr. 343/2003 des Rates Griechenland zustandig (Spruchpunkt |[). Weiters wurde der
Beschwerdefiihrer gem. & 10 (1) 1 AsylG nach Griechenland ausgewiesen; demzufolge ist die Zurlckweisung,
Zurlckschiebung oder Abschiebung des BF gem. & 10 (4) AsylG nach Griechenland zulassig (Spruchpunkt Il).rémisch
eins.2.1. Der Antrag des BF wurde mit im Spruch des gegenstandlichen Erkenntnisses bezeichneten Bescheid des
Bundesasylamtes (in weiterer Folge als "angefochtener Bescheid" bezeichnet) gem. Paragraph 5, Absatz eins, AsylG
2005 zurlickgewiesen. Fur die Prifung des Antrages auf internationalen Schutz ist gemaR Artikel 16(1)c in Verbindung
mit 20(1)c Verordnung (EG) Nr. 343 aus 2003, des Rates Griechenland zusténdig (Spruchpunkt rémisch eins). Weiters
wurde der Beschwerdefihrer gem. Paragraph 10, (1) 1 AsylG nach Griechenland ausgewiesen; demzufolge ist die
Zurlckweisung, Zurtckschiebung oder Abschiebung des BF gem. Paragraph 10, (4) AsylG nach Griechenland zuldssig
(Spruchpunkt romisch zwei).

I.2.2. Das Bundesasylamt traf im angefochtenen Bescheid Feststellungen zum in Punkt 1.2.1 genannten Artikel der
Verordnung (EG) Nr. 343/2003 des Rates zur Prifung des gegenstandlichen Asylverfahrens zustandigen Staat zu
fihrenden Asylverfahren, zur Praxis des Non-Refoulement-Schutzes, der Ausweisung und zur Versorgung von
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Asylwerbern.rémisch eins.2.2. Das Bundesasylamt traf im angefochtenen Bescheid Feststellungen zum in Punkt
rémisch eins.2.1 genannten Artikel der Verordnung (EG) Nr. 343 aus 2003, des Rates zur Prifung des gegenstandlichen
Asylverfahrens zustandigen Staat zu fiihrenden Asylverfahren, zur Praxis des Non-Refoulement-Schutzes, der
Ausweisung und zur Versorgung von Asylwerbern.

1.2.3. Der Bescheid enthalt eine - unter anderem auf dem Dienstreisebericht des deutschen Bundesamtes flr Migration
und Flichtlinge (BAMF), 23.11.-28.11.2008 vom Dezember 2008, des Council of Europe: Response of the Government of
Greece to the report of the European Committee fort he Prevention of Torture an Inhuman or Degrading Treatment or
Punishment on ist visit to Greece from 23 to 29 September 1008, June 2009, der UNHCR Position zu Griechenland vom
April und Dezember 2008, Janner 2009 und 14.5.2009, dem Kommissionsbericht 2007 sowie auf dem hg. Erkenntnis
vom 16.01.2009, GZ. S1 402.025-1/2008/13E, basierende - ausflihrliche Darstellung zum griechischen Asylverfahren
und zur (Versorgungs-)Situation fur Asylwerber in Griechenland in Recht und Praxis. Unter anderem wird ausgefuhrt,
dass sowohl bei der Ankunft am Flughafen als auch bei Antragstellung Flliichtlinge ein Merkblatt mit den Adressen der
in Griechenland agierenden Fluchtlingshilfeorganisationen erhalten wirden, an die sich der Asylwerber um
Unterstitzung wenden kann. Hier erfolge regelmalRig eine Rechtsberatung. Bei ihrer Rickkehr nach Griechenland
wirden Asylwerber ein offizielles Dokument ausgestellt erhalten, eine sog. "pink card". Asylwerber, die im Rahmen
eines Aufnahmeverfahrens, somit Personen, die noch nie in Griechenland um Asyl angesucht haben, nach
Griechenland Uberstellt werden, haben nach erfolgter Uberstellung Zugang zum Asylverfahren. Soweit das Dublinbiiro
von der Uberstellung einer Person aus einem Mitgliedstaat nach Athen informiert wird, gibt es diese Information an
die Flughafenbehérde weiter. Der Uberstellte erhalt dann die Méglichkeit, einen Asylantrag zu stellen. Soweit ein
Asylantrag gestellt wird, erfolgt eine Anhdrung unter Zuziehung einer sprachkundigen Person. Wenn der Betreffende
keinen Asylantrag stellen will, werde er in ein anderes Verfahren Ubergefihrt. Es wirden keine Asylwerber aulRer
Landes gebracht werden, solange das Asylverfahren nicht nach den Bestimmungen des Art. 33 Abs. 1 GFK, nach Art. 3
ENMRK und anderer internationaler Abkommen beendet worden sei. Der faktische Zugang zum Asylverfahren in
Griechenland ist fur Ruckuberstellte nach der Dublin Il-Verordnung gegeben. Auch in jenen Féllen, in denen in
Griechenland bereits ein Asylverfahren begonnen hatte oder abgeschlossen worden war, ist der Zugang weiterhin
gewahrleistet. Von der schwedischen Migrationsbehdrde wurden 26 Falle, welche von Schweden im Rahmen eines
Dublin Verfahrens ruckuberstellt wurden, gepruft. Die Untersuchung ergab, dass fur alle 26 Personen ein inhaltliches
Asylverfahren in Griechenland im Laufen war und jedenfalls keine Kettenabschiebung erfolgt ist oder das Verfahren
nicht wieder aufgenommen wurde. Im Zuge eines Berufungsverfahrens am England and Wales Court of Appeal (Civil
Division) werde seitens der berufenden Behorde (The Secretary of State for Home Department) durch Verweis auf
Stellungnahmen griechischer Behdrden, von Amnesty International und der Dublineinheit des Norwegian Directorate
of Immigration angefuhrt, dass, trotz gewichtiger Bedenken tber Mangel im griechischen Asylverfahren, es keinerlei
Hinweise darauf gibt, dass Asylwerber nach ihrer RickfUhrung nach Griechenland in Lander wie Afghanistan, Irak, Iran,
Somalia oder Sudan unter Verletzung der non-refoulement Bestimmungen abgeschoben werden bzw. dass die
Rackfuhrung von Asylwerbern unter der Dublin-Verordnung eine Verletzung oder gar einen Bruch der Bestimmungen
des Artikels 3 der EMRK darstellten. In einem Verfahren am Européaischen Menschenrechtsgerichtshof (von England
nach Griechenland abzuschiebender iranischer Staatsangehdriger) komme der Gerichtshof zum Schluss, dass, trotz
vieler Bedenken bezlglich der Flichtlingssituation, in Griechenland derzeit kein Risiko fur rtckiberstellte Flichtlinge
bestehe in Lander wie Afghanistan, Irak, Iran oder Somalia abgeschoben zu werden und diese der Gefahr einer dem
Sinn des Artikels 3 der EMRK widersprechenden Behandlung ausgesetzt waren. Weiters werde festgehalten, dass
Asylwerber in Griechenland das Recht auf Berufung gegen jegliche Abschiebungsbeschlisse hatten und es weiters
keine Hinweise darauf gebe, dass ihnen die Mdglichkeit seitens der griechischen Behorden verwehrt werde beim
Europaischen Menschenrechtsgerichtshof um vortibergehende MalRnahmen im Falle einer drohenden Ausweisung
"under Rule 39 of the Rules of the Court" einzufordern. Niemand werde aus dem alleinigen Grund einer
Asylantragsstellung inhaftiert. Jedes Ausweisungsverfahren, ob es nun Fremde oder Asylwerber betreffe, welche zuvor
aufgrund illegaler Einreise inhaftiert gewesen seien, biete mehrere Mdglichkeiten, Rechtsmittel einzulegen. So lange
nicht alle Phasen/Instanzen des Asylverfahrens abgeschlossen seien, werde niemand ausgewiesen. Das "Non-
refoulement"-Prinzip werde nicht nur bei der eigentlichen Asylentscheidung berticksichtigt, sondern auch nochmals
unmittelbar bevor eine Abschiebung in den Herkunftsstaat vollzogen werde, einer umfassenden Prifung unterzogen.
Daruber hinaus kdnne der jeweilige Generalsekretar der Region eine Abschiebung jederzeit abbrechen, wenn Gefahr
fir das Leben oder Gesundheit des Abzuschiebenden bestehe. Eine direkte Gefahr eines VerstoRes gegen das "Non-



refoulment"-Gebot seitens Griechenlands werde seitens des Bundesamtes fur Migration und Flichtlinge aufgrund
einer durchgefiihrten Dienstreise vom 23.11. - 28.11.2008 nicht gesehen. Griechenland gewahre Asyl entsprechend der
Bestimmungen der UN-Konvention 1951 und des Protokolls von 1967.. Jeder Asylwerber habe dieselben
Rechtsschutzméglichkeiten gegen Ubergriffe der Polizei vorzugehen wie jeder andere griechische Birger.
Polizeilibergriffe auf Asylwerber in Griechenland seinen bekannt und unterldgen der Untersuchung durch das Bureau
of Internal Affairs, wobei jedoch nicht immer mit der notwendigen Konsequenz vorgegangen werde. PolizeiUbergriffe
gegenuber Fluchtlingen kdnnen von diesen nach dem Strafgesetzbuch verfolgt werden. Betroffenen haben die
Moglichkeit bei VerstoRen seitens der Polizei entsprechend der Bestimmungen im Strafgesetzbuch vorzugehen. Ein
systematisches gewaltbereites Vorgehen der griechischen Polizei gegen Personen, die nach der Dublin II-VO nach
Griechenland ruckuberstellt werden, sei nicht ersichtlich. Ausgehend von negativer Kritik am griechischen Asylwesen in
den Berichten unternahm das Schwedische Migrationsamt im April 2008 eine Fact Finding Mission nach Griechenland.
Im abschlieBenden Bericht wird festgestellt, dass sich keine ausreichenden Grinde ergeben, weder humanitarer noch
sonstiger Art, bei Griechenland eine generelle Ausnahme vom Vollzug der Dublin Il VO zu machen. Wahrend die
Aufnahme von Erwachsenen auf einem akzeptablen Niveau stehe, zeigten sich was die Aufnahme allein reisender
Kinder betrifft Probleme, wie die Unterbringung in geschlossenen Raumlichkeiten. Am 13. November 2007 habe
Griechenland einen Prasidialerlass angenommen, mit dem die rechtlichen Regelungen der Aufnahmerichtlinie
umgesetzt wurden. Laut diesem Erlass solle der Staat Asylsuchenden Unterkunft und ein flr die Befriedigung der
Grundbedurfnisse ausreichendes Tagegeld zur Verflgung stellen. 2007 und 2008 wurden zusatzliche
Aufnahmezentren eréffnet, die vollig neu errichtet wurden [Samos fiir 280 Personen (Dezember 2007), Kyprinos fur
378 Personen (Juni 2007). Das Zentrum kann flr eine Kapazitat auf 500 Personen erweitert werden. Amygdaleza
(Attica): Spezielles Aufnahmezentrum fur Minderjahrige fir 40 Personen (April 2008). Das Zentrum kann auf 54
Personen erweitert werden. Sparta (Lakonia) fir 60 Personen (ab Sommer 2008)]. Wahrend des Asylverfahrens hat
jeder Asylwerber Zugang zu offentlicher medizinischer und gesundheitlicher Versorgung. Weiters darf er/sie legal
wahrend dieser Zeit einer Arbeit nachgehen, Kinder haben das Recht eine Schule und freie Sprach- und
Ausbildungskurse zu besuchen. Soweit Uberstellte nicht (iber Kontakte zu Freunden oder Verwandten verfligen, wird
Uber das Gesundheitsministerium eine Unterkunft in einer Aufnahmeeinrichtung bzw. in Hotels oder Mietwohnungen
fir den Asylwerber gesucht. Der Uberstellte erhdlt eine "rosa Karte", auf der entweder bereits eine Adresse
eingetragen ist oder mit der er sich zu einer Registrierung einer Adresse innerhalb von funf Tagen in der Petrou Ralli
Str. melden muss. Diese Karte sei kein Aufenthaltstitel, berechtigt jedoch zur Ausbildungs- sowie Arbeitsaufnahme und
begrindet einen Flrsorgeanspruch. Das Prasidialdekret 668/18.05.2005 gewahre freie medizinische Versorgung fur
Asylwerber und Fluchtlinge, die nicht versichert sind oder die nicht Uber die Mittel verfiigen diese Kosten selbst zu
bestreiten. Die medizinische Versorgung umfasst freien Aufenthalt in 6ffentlichen Krankenhausern. Um das Recht auf
freie medizinische Betreuung zu konsumieren, mussen Asylwerber im Besitz einer speziellen Asylwerberkarte und
Fluchtlinge in Besitz einer Fluchtlingsidentitatskarte sein. Asylwerber hatten das Recht in den Aufnahmezentren eine
Unterkunft zu erhalten. Durch die Ausstellung der "pink card" bestehe dartber hinaus voller Zugang zum Griechischen
Gesundheitssystem flr Asylwerber. Asylwerber werde die gleiche Gesundheitsversorgung zuteil wie griechischen
Staatsbulrgern auch. Spezielle Aufnahmelager (sog. "geschlossene Zentren") fur illegale Immigranten wirden durch die
griechische Polizei bewacht. Flichtlingsaufnahmelager (sog. "offene Zentren") wirden durch das Ministerium fur
Gesundheit und soziale Solidaritat betreut werden. In diesen Zentren gebe es speziell ausgebildetes,
wissenschaftliches Personal (Doktoren, Sozialarbeiter, etc.), welches die Versorgung von Immigranten mit speziellen
Bedurfnissen sicherstelle. Die Unterbringung von Familien erfolge zusammen in einem Zimmer. Einzelne Manner und
Frauen wirden getrennt untergebracht. Verpflegung werde ausreichend gewahrt und sei individuell auf religiose oder
kulturelle Bedurfnisse abgestimmt. Personen mit posttraumatischem Syndrom wurden in speziellen Unterkiinften mit
entsprechenden Betreuungsmoglichkeiten untergebracht werden. Folteropfer wirden dartber hinaus auch von der
"Medical Rehabilitation Centre for Victims of Torture" betreut und bei Bedarf einer erforderlichen Therapie zugefihrt.
Wenn fir einen Asylwerber eine medizinische Betreuung auBerhalb des Aufnahmelagers von Noten sein sollte, werde
dieser von einem Angehdrigen einer NGO begleitet, um allfalligen Verstandnisproblemen vorzubeugen. Die NGO¢s
wulrden flur dieses Service von der Regierung bezahlt. Dartiber hinaus gibt es auch direkt an den Aufnahmelagern
medizinische Versorgungsmoglichkeiten. Ein Arzt bzw. eine Krankenschwester sei oft verfigbar. Sollte in den
Aufnahmelagern eine Erkrankung diagnostiziert werden, die eine Behandlung in einem 6ffentlichen Spital erforderlich
mache, wird der Asylwerber entsprechend an ein Krankenhaus Gberwiesen. Asylwerber kénnten auch eine befristete



Arbeitsbewilligung fur die Dauer des Verfahrens beantragen und Asylwerbern unter 18 Jahren werde kostenlose
Schulbildung ermdglicht. Asylwerber kdnnten sich wahrend des Verfahrens frei im Land bewegen, vorausgesetzt die
Behorden werden Uber den jeweiligen aktuellen Aufenthaltsort rechtszeitig informiert. Entsprechend dem
Prasidialdekret 220, durch welche die Aufnahmerichtlinie in griechisches Recht umgesetzt wurde, seien alle Asylwerber
auf Unterbringung anspruchsberechtigt, wenn sie danach fragen. Ein systematischer Ausschluss von
Versorgungsleistungen liege nicht vor. Es bestinden zwar Probleme bei der Unterbringung, jedoch wirden die
griechischen Behdrden und die Flichtlingshilfeorganisationen diesbezuglich Abhilfe schaffen, was ihnen auch in einer
nennenswerten Anzahl von Fallen gelinge.rémisch eins.2.3. Der Bescheid enthdlt eine - unter anderem auf dem
Dienstreisebericht des deutschen Bundesamtes fur Migration und Fllchtlinge (BAMF), 23.11.-28.11.2008 vom
Dezember 2008, des Council of Europe: Response of the Government of Greece to the report of the European
Committee fort he Prevention of Torture an Inhuman or Degrading Treatment or Punishment on ist visit to Greece
from 23 to 29 September 1008, June 2009, der UNHCR Position zu Griechenland vom April und Dezember 2008, Janner
2009 und 14.5.2009, dem Kommissionsbericht 2007 sowie auf dem hg. Erkenntnis vom 16.01.2009, GZ. S1 402.025-
1/2008/13E, basierende - ausfuhrliche Darstellung zum griechischen Asylverfahren und zur (Versorgungs-)Situation fur
Asylwerber in Griechenland in Recht und Praxis. Unter anderem wird ausgefiihrt, dass sowohl bei der Ankunft am
Flughafen als auch bei Antragstellung Fliichtlinge ein Merkblatt mit den Adressen der in Griechenland agierenden
Fluchtlingshilfeorganisationen erhalten wirden, an die sich der Asylwerber um Unterstitzung wenden kann. Hier
erfolge regelmalig eine Rechtsberatung. Bei ihrer Rickkehr nach Griechenland wirden Asylwerber ein offizielles
Dokument ausgestellt erhalten, eine sog. "pink card". Asylwerber, die im Rahmen eines Aufnahmeverfahrens, somit
Personen, die noch nie in Griechenland um Asyl angesucht haben, nach Griechenland Uberstellt werden, haben nach
erfolgter Uberstellung Zugang zum Asylverfahren. Soweit das Dublinbiiro von der Uberstellung einer Person aus einem
Mitgliedstaat nach Athen informiert wird, gibt es diese Information an die Flughafenbehérde weiter. Der Uberstellte
erhalt dann die Moglichkeit, einen Asylantrag zu stellen. Soweit ein Asylantrag gestellt wird, erfolgt eine Anhérung
unter Zuziehung einer sprachkundigen Person. Wenn der Betreffende keinen Asylantrag stellen will, werde er in ein
anderes Verfahren Ubergefihrt. Es wirden keine Asylwerber aufl3er Landes gebracht werden, solange das
Asylverfahren nicht nach den Bestimmungen des Artikel 33, Absatz eins, GFK, nach Artikel 3, ENMRK und anderer
internationaler Abkommen beendet worden sei. Der faktische Zugang zum Asylverfahren in Griechenland ist fur
Ruckuberstellte nach der Dublin lI-Verordnung gegeben. Auch in jenen Fallen, in denen in Griechenland bereits ein
Asylverfahren begonnen hatte oder abgeschlossen worden war, ist der Zugang weiterhin gewahrleistet. Von der
schwedischen Migrationsbehtérde wurden 26 Falle, welche von Schweden im Rahmen eines Dublin Verfahrens
rackuberstellt wurden, gepruft. Die Untersuchung ergab, dass fur alle 26 Personen ein inhaltliches Asylverfahren in
Griechenland im Laufen war und jedenfalls keine Kettenabschiebung erfolgt ist oder das Verfahren nicht wieder
aufgenommen wurde. Im Zuge eines Berufungsverfahrens am England and Wales Court of Appeal (Civil Division) werde
seitens der berufenden Behorde (The Secretary of State for Home Department) durch Verweis auf Stellungnahmen
griechischer Behorden, von Amnesty International und der Dublineinheit des Norwegian Directorate of Immigration
angefuhrt, dass, trotz gewichtiger Bedenken tber Mdngel im griechischen Asylverfahren, es keinerlei Hinweise darauf
gibt, dass Asylwerber nach ihrer Ruckfihrung nach Griechenland in Lander wie Afghanistan, Irak, Iran, Somalia oder
Sudan unter Verletzung der non-refoulement Bestimmungen abgeschoben werden bzw. dass die Ruckfihrung von
Asylwerbern unter der Dublin-Verordnung eine Verletzung oder gar einen Bruch der Bestimmungen des Artikels 3 der
EMRK darstellten. In einem Verfahren am Europdischen Menschenrechtsgerichtshof (von England nach Griechenland
abzuschiebender iranischer Staatsangehoriger) komme der Gerichtshof zum Schluss, dass, trotz vieler Bedenken
bezuglich der Fluchtlingssituation, in Griechenland derzeit kein Risiko fur rickiberstellte Fliichtlinge bestehe in Lander
wie Afghanistan, Irak, Iran oder Somalia abgeschoben zu werden und diese der Gefahr einer dem Sinn des Artikels 3
der EMRK widersprechenden Behandlung ausgesetzt wdren. Weiters werde festgehalten, dass Asylwerber in
Griechenland das Recht auf Berufung gegen jegliche Abschiebungsbeschlisse hatten und es weiters keine Hinweise
darauf gebe, dass ihnen die Moglichkeit seitens der griechischen Behdrden verwehrt werde beim Europadischen
Menschenrechtsgerichtshof um vorubergehende MaBnahmen im Falle einer drohenden Ausweisung "under Rule 39 of
the Rules of the Court" einzufordern. Niemand werde aus dem alleinigen Grund einer Asylantragsstellung inhaftiert.
Jedes Ausweisungsverfahren, ob es nun Fremde oder Asylwerber betreffe, welche zuvor aufgrund illegaler Einreise
inhaftiert gewesen seien, biete mehrere Mdglichkeiten, Rechtsmittel einzulegen. So lange nicht alle Phasen/Instanzen
des Asylverfahrens abgeschlossen seien, werde niemand ausgewiesen. Das "Non-refoulement"-Prinzip werde nicht



nur bei der eigentlichen Asylentscheidung berlcksichtigt, sondern auch nochmals unmittelbar bevor eine Abschiebung
in den Herkunftsstaat vollzogen werde, einer umfassenden Prufung unterzogen. Darlber hinaus kdnne der jeweilige
Generalsekretar der Region eine Abschiebung jederzeit abbrechen, wenn Gefahr fur das Leben oder Gesundheit des
Abzuschiebenden bestehe. Eine direkte Gefahr eines VerstolRes gegen das "Non-refoulment"-Gebot seitens
Griechenlands werde seitens des Bundesamtes fur Migration und Flichtlinge aufgrund einer durchgefihrten
Dienstreise vom 23.11. - 28.11.2008 nicht gesehen. Griechenland gewahre Asyl entsprechend der Bestimmungen der
UN-Konvention 1951 und des Protokolls von 1967.. Jeder Asylwerber habe dieselben Rechtsschutzmdglichkeiten gegen
Ubergriffe der Polizei vorzugehen wie jeder andere griechische Birger. Polizeilibergriffe auf Asylwerber in
Griechenland seinen bekannt und unterldgen der Untersuchung durch das Bureau of Internal Affairs, wobei jedoch
nicht immer mit der notwendigen Konsequenz vorgegangen werde. Polizeilbergriffe gegentber Fllichtlingen kénnen
von diesen nach dem Strafgesetzbuch verfolgt werden. Betroffenen haben die Moglichkeit bei VerstéRen seitens der
Polizei entsprechend der Bestimmungen im Strafgesetzbuch vorzugehen. Ein systematisches gewaltbereites Vorgehen
der griechischen Polizei gegen Personen, die nach der Dublin II-VO nach Griechenland ricklberstellt werden, sei nicht
ersichtlich. Ausgehend von negativer Kritik am griechischen Asylwesen in den Berichten unternahm das Schwedische
Migrationsamt im April 2008 eine Fact Finding Mission nach Griechenland. Im abschlieBenden Bericht wird festgestellt,
dass sich keine ausreichenden Grinde ergeben, weder humanitdrer noch sonstiger Art, bei Griechenland eine
generelle Ausnahme vom Vollzug der Dublin romisch zwei VO zu machen. Wéhrend die Aufnahme von Erwachsenen
auf einem akzeptablen Niveau stehe, zeigten sich was die Aufnahme allein reisender Kinder betrifft Probleme, wie die
Unterbringung in geschlossenen Raumlichkeiten. Am 13. November 2007 habe Griechenland einen Prasidialerlass
angenommen, mit dem die rechtlichen Regelungen der Aufnahmerichtlinie umgesetzt wurden. Laut diesem Erlass solle
der Staat Asylsuchenden Unterkunft und ein fir die Befriedigung der Grundbediirfnisse ausreichendes Tagegeld zur
Verflgung stellen. 2007 und 2008 wurden zusatzliche Aufnahmezentren eréffnet, die vollig neu errichtet wurden
[Samos fur 280 Personen (Dezember 2007), Kyprinos fir 378 Personen (Juni 2007). Das Zentrum kann flr eine
Kapazitat auf 500 Personen erweitert werden. Amygdaleza (Attica): Spezielles Aufnahmezentrum fir Minderjahrige fur
40 Personen (April 2008). Das Zentrum kann auf 54 Personen erweitert werden. Sparta (Lakonia) flr 60 Personen (ab
Sommer 2008)]. Wahrend des Asylverfahrens hat jeder Asylwerber Zugang zu offentlicher medizinischer und
gesundheitlicher Versorgung. Weiters darf er/sie legal wahrend dieser Zeit einer Arbeit nachgehen, Kinder haben das
Recht eine Schule und freie Sprach- und Ausbildungskurse zu besuchen. Soweit Uberstellte nicht (iber Kontakte zu
Freunden oder Verwandten verfigen, wird Uber das Gesundheitsministerium eine Unterkunft in einer
Aufnahmeeinrichtung bzw. in Hotels oder Mietwohnungen fiir den Asylwerber gesucht. Der Uberstellte erhélt eine
"rosa Karte", auf der entweder bereits eine Adresse eingetragen ist oder mit der er sich zu einer Registrierung einer
Adresse innerhalb von finf Tagen in der Petrou Ralli Str. melden muss. Diese Karte sei kein Aufenthaltstitel, berechtigt
jedoch zur Ausbildungs- sowie Arbeitsaufnahme und begrindet einen Firsorgeanspruch. Das Prasidialdekret
668/18.05.2005 gewahre freie medizinische Versorgung flr Asylwerber und Fliichtlinge, die nicht versichert sind oder
die nicht Uber die Mittel verfliigen diese Kosten selbst zu bestreiten. Die medizinische Versorgung umfasst freien
Aufenthalt in 6ffentlichen Krankenhdusern. Um das Recht auf freie medizinische Betreuung zu konsumieren, mussen
Asylwerber im Besitz einer speziellen Asylwerberkarte und Flichtlinge in Besitz einer Flichtlingsidentitatskarte sein.
Asylwerber hatten das Recht in den Aufnahmezentren eine Unterkunft zu erhalten. Durch die Ausstellung der "pink
card" bestehe daruber hinaus voller Zugang zum Griechischen Gesundheitssystem fur Asylwerber. Asylwerber werde
die gleiche Gesundheitsversorgung zuteil wie griechischen Staatsbirgern auch. Spezielle Aufnahmelager (sog.
"geschlossene Zentren") fur illegale Immigranten wirden durch die griechische Polizei bewacht.
Flichtlingsaufnahmelager (sog. "offene Zentren") wirden durch das Ministerium fur Gesundheit und soziale Solidaritat
betreut werden. In diesen Zentren gebe es speziell ausgebildetes, wissenschaftliches Personal (Doktoren,
Sozialarbeiter, etc.), welches die Versorgung von Immigranten mit speziellen Bedurfnissen sicherstelle. Die
Unterbringung von Familien erfolge zusammen in einem Zimmer. Einzelne Manner und Frauen wirden getrennt
untergebracht. Verpflegung werde ausreichend gewahrt und sei individuell auf religidse oder kulturelle Bedurfnisse
abgestimmt. Personen mit posttraumatischem Syndrom wuirden in speziellen Unterkinften mit entsprechenden
Betreuungsmoglichkeiten untergebracht werden. Folteropfer wirden dartber hinaus auch von der "Medical
Rehabilitation Centre for Victims of Torture" betreut und bei Bedarf einer erforderlichen Therapie zugefuhrt. Wenn fur
einen Asylwerber eine medizinische Betreuung auRerhalb des Aufnahmelagers von Noten sein sollte, werde dieser von
einem Angehdrigen einer NGO begleitet, um allfalligen Verstandnisproblemen vorzubeugen. Die NGO;s wurden fur



dieses Service von der Regierung bezahlt. Darlber hinaus gibt es auch direkt an den Aufnahmelagern medizinische
Versorgungsmoglichkeiten. Ein Arzt bzw. eine Krankenschwester sei oft verfugbar. Sollte in den Aufnahmelagern eine
Erkrankung diagnostiziert werden, die eine Behandlung in einem offentlichen Spital erforderlich mache, wird der
Asylwerber entsprechend an ein Krankenhaus Gberwiesen. Asylwerber kdnnten auch eine befristete Arbeitsbewilligung
fur die Dauer des Verfahrens beantragen und Asylwerbern unter 18 Jahren werde kostenlose Schulbildung ermdglicht.
Asylwerber kénnten sich wahrend des Verfahrens frei im Land bewegen, vorausgesetzt die Behérden werden Uber den
jeweiligen aktuellen Aufenthaltsort rechtszeitig informiert. Entsprechend dem Préasidialdekret 220, durch welche die
Aufnahmerichtlinie in griechisches Recht umgesetzt wurde, seien alle Asylwerber auf Unterbringung
anspruchsberechtigt, wenn sie danach fragen. Ein systematischer Ausschluss von Versorgungsleistungen liege nicht
vor. Es bestinden zwar Probleme bei der Unterbringung, jedoch wirden die griechischen Behoérden und die
Fluchtlingshilfeorganisationen diesbeziglich Abhilfe schaffen, was ihnen auch in einer nennenswerten Anzahl von
Fallen gelinge.

1.2.4. Zum Vorbringen des BF fUhrte das BAA aus, dass zwar unbestritten bleibt, dass das griechische Asylsystem in
vielen Bereichen mangelhaft bleibt und eine Nachhaltigkeit von Anderungen noch abzuwarten ist, jedoch aus der
vorliegenden Erkenntnislage kein Grund ersichtlich war von der Anwendung des Selbsteintrittsrechts Gebrauch zu
machen..rémisch eins.2.4. Zum Vorbringen des BF fuUhrte das BAA aus, dass zwar unbestritten bleibt, dass das
griechische Asylsystem in vielen Bereichen mangelhaft bleibt und eine Nachhaltigkeit von Anderungen noch
abzuwarten ist, jedoch aus der vorliegenden Erkenntnislage kein Grund ersichtlich war von der Anwendung des
Selbsteintrittsrechts Gebrauch zu machen..

I.3. Gegen den angefochtenen Bescheid wurde mit undatiertem Schriftsatz, am 11.3.2010 ho einlangend eine
Beschwerde eingebracht, in welcher im Wesentlichen vorgebracht wurde, dass der BF etwa eineinhalb Jahre in
Griechenland aufhaltig war, jedoch weder von Behdérden noch von Organisationen in Griechenland Unterstitzung
erhielt. Er sei ca. sieben Monate in Patras aufhaltig gewesen und musste im Wald und in Parks Ubernachten. Zudem
habe er eine Hautkrankheit bekommen und sei ohne seine Schuld von der griechischen Polizei beschimpft und
geschlagen worden, wodurch er eine Verletzung am rechten Ful3 erlitt und er im Krankenhaus versorgt worden sei (er
habe 10 Nahte erhalten).rémisch eins.3. Gegen den angefochtenen Bescheid wurde mit undatiertem Schriftsatz, am
11.3.2010 ho einlangend eine Beschwerde eingebracht, in welcher im Wesentlichen vorgebracht wurde, dass der BF
etwa eineinhalb Jahre in Griechenland aufhéltig war, jedoch weder von Behdrden noch von Organisationen in
Griechenland Unterstitzung erhielt. Er sei ca. sieben Monate in Patras aufhaltig gewesen und musste im Wald und in
Parks Ubernachten. Zudem habe er eine Hautkrankheit bekommen und sei ohne seine Schuld von der griechischen
Polizei beschimpft und geschlagen worden, wodurch er eine Verletzung am rechten FuB erlitt und er im Krankenhaus
versorgt worden sei (er habe 10 Nahte erhalten).

SchlieBlich sei er nach Athen gereist, habe auch dort auf der Stral3e gelebt und in Parks geschlafen und habe sich von
Lager zu Lager begeben, um Essen zu erhalten. Ein Serbe habe ihn schlieBlich als Schneidergehilfe gegen geringes
Entgelt beschaftigt.

I.4. Am 15.3.2010 erfolgte durch den zustandigen Richter eine Sichtung des Aktes. Hierbei wurde festgestellt, dass der
Beschwerde die aufschiebende Wirkung nicht zuzuerkennen ist.rdmisch eins.4. Am 15.3.2010 erfolgte durch den
zustandigen Richter eine Sichtung des Aktes. Hierbei wurde festgestellt, dass der Beschwerde die aufschiebende
Wirkung nicht zuzuerkennen ist.

1.4.1. Am 24.3.2010 erfolgte eine Aussetzung der Uberstellung nach Griechenland, da der BF seit seiner am 17.2.2010
erfolgten Abmeldung von der Unterkunft unbekannten Aufenthaltes und sohin untergetaucht ist.romisch eins.4.1. Am
24.3.2010 erfolgte eine Aussetzung der Uberstellung nach Griechenland, da der BF seit seiner am 17.2.2010 erfolgten
Abmeldung von der Unterkunft unbekannten Aufenthaltes und sohin untergetaucht ist.

I.5. Hinsichtlich des weiteren Verfahrensherganges und Vorbringens der Verfahrensparteien im Detail wird auf den
Akteninhalt verwiesen (VWGH 16. 12. 1999, 99/20/0524).romisch eins.5. Hinsichtlich des weiteren Verfahrensherganges
und Vorbringens der Verfahrensparteien im Detail wird auf den Akteninhalt verwiesen (VWGH 16. 12. 1999,
99/20/0524).

I.6. Das erkennende Gericht geht von folgendem erwiesenen Sachverhalt ausromisch eins.6. Das erkennende Gericht
geht von folgendem erwiesenen Sachverhalt aus:


https://www.jusline.at/entscheidung/56668
https://www.jusline.at/entscheidung/56668

I.6.1 Der BF ist StA von Afghanistan. Es ist der belangten Behdrde nicht entgegenzutreten und wurde in der
Beschwerdeschrift auch nicht gegenteiliges behauptet, wenn diese zum Ergebnis gelangt, dass sich die Zustandigkeit
Griechenlands ergebe.romisch eins.6.1 Der BF ist StA von Afghanistan. Es ist der belangten Behdérde nicht
entgegenzutreten und wurde in der Beschwerdeschrift auch nicht gegenteiliges behauptet, wenn diese zum Ergebnis
gelangt, dass sich die Zustandigkeit Griechenlands ergebe.

Dem BF wurde am 29.10.2009 das Fiihren eines Konsultationsverfahrens mit Griechenland mitgeteilt, wonach am
23.10.2009 ein Aufnahmeersuchen gem. Art. 16(1)c der Verordnung (EG) Nr. 343/2003 des Rates an Griechenland
gestellt wurde. Da Griechenland nicht binnen der vorgesehenen Frist antwortete, erfolgte gem. Art. 20(1)c der
Verordnung (EG) Nr. 343/2003 des Rates die Zustimmung Griechenlands durch Zeitablauf. Am 12.11.2009 wurde
Griechenland darauf aufmerksam gemacht. Anzumerken ist, dass die griechischen Behérden der Ubernahme des BF
(auch durch Untatigkeit) nicht zugestimmt hatte, wenn dieser dort entgegen seiner eigenen Angaben zufolge ldngere
Zeit unbekannten Aufenthalts gewesen wadre. Erganzend sei erwdhnt, dass angesichts des Antwortschreibens der
ungarischen Dublinbehérden vom 16.10.2009 - im Zuge eines auch mit Ungarn gefihrten Konsultationsverfahrens -
auch darin die Zustandigkeit Griechenlands fur die Prifung des Asylverfahrens des BF untermauert wird.Dem BF
wurde am 29.10.2009 das Fuhren eines Konsultationsverfahrens mit Griechenland mitgeteilt, wonach am 23.10.2009
ein Aufnahmeersuchen gem. Artikel 16 (, eins,)c der Verordnung (EG) Nr. 343 aus 2003, des Rates an Griechenland
gestellt wurde. Da Griechenland nicht binnen der vorgesehenen Frist antwortete, erfolgte gem. Artikel 20 (, eins,)c der
Verordnung (EG) Nr. 343 aus 2003, des Rates die Zustimmung Griechenlands durch Zeitablauf. Am 12.11.2009 wurde
Griechenland darauf aufmerksam gemacht. Anzumerken ist, dass die griechischen Behorden der Ubernahme des BF
(auch durch Untatigkeit) nicht zugestimmt hatte, wenn dieser dort entgegen seiner eigenen Angaben zufolge ldngere
Zeit unbekannten Aufenthalts gewesen ware. Erganzend sei erwahnt, dass angesichts des Antwortschreibens der
ungarischen Dublinbehérden vom 16.10.2009 - im Zuge eines auch mit Ungarn gefihrten Konsultationsverfahrens -
auch darin die Zustandigkeit Griechenlands fur die Prifung des Asylverfahrens des BF untermauert wird.

1.6.2. In Bezug auf Griechenland ist die Verordnung 2003/343/EG zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur
Bestimmung des Mitgliedstaates, der fur die Prifung eines von einem Drittstaatsangehdrigen gestellten Asylantrags in
einem Mitgliedstaat gestellten Asylantrags zustandig ist, ABI. L 50 vom 25.2.2003, S. 1 anwendbar.rémisch eins.6.2. In
Bezug auf Griechenland ist die Verordnung 2003/343/EG zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung
des Mitgliedstaates, der fur die Prifung eines von einem Drittstaatsangehorigen gestellten Asylantrags in einem
Mitgliedstaat gestellten Asylantrags zustandig ist, Amtsblatt L 50 vom 25.2.2003, S. 1 anwendbar.

1.6.3.1 Ebenso sind in Bezug auf Griechenland anwendbarrémisch eins.6.3.1 Ebenso sind in Bezug auf Griechenland
anwendbar:

e Strichaufzahlung
die Richtlinie 2004/83/EG Uber Mindestnormen fir die Anerkennung und den Status von Drittstaatsangehdrigen
oder Staatenlosen als Fltichtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz benétigen, und Uber
den Inhalt des zu gewahrenden Schutzes, ABI. L 304 vom 30.9.2004, S. 12 (Statusrichtlinie)die Richtlinie
2004/83/EG Uber Mindestnormen fir die Anerkennung und den Status von Drittstaatsangehorigen oder
Staatenlosen als Fluchtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz benétigen, und Uber den
Inhalt des zu gewahrenden Schutzes, Amtsblatt L 304 vom 30.9.2004, S. 12 (Statusrichtlinie)

e Strichaufzahlung
Richtlinie 2005/85/EG des Rates vom 1. Dezember 2005 tber Mindestnormen fur Verfahren in den
Mitgliedstaaten zur Zuerkennung und Aberkennung der Fllichtlingseigenschaft, ABI. L 326, S 13
(Verfahrensrichtlinie)Richtlinie 2005/85/EG des Rates vom 1. Dezember 2005 Uber Mindestnormen fir Verfahren
in den Mitgliedstaaten zur Zuerkennung und Aberkennung der Fllichtlingseigenschaft, Amtsblatt L 326, S 13
(Verfahrensrichtlinie)

e Strichaufzahlung
Richtlinie 2003/9/EG zur Festlegung von Mindestnormen fur die Aufnahme von Asylwerbern in den
Mitgliedstaaten, ABI. 2003 L 31, S 18 (Aufnahmerichtlinie)Richtlinie 2003/9/EG zur Festlegung von Mindestnormen
far die Aufnahme von Asylwerbern in den Mitgliedstaaten, Amtsblatt 2003 L 31, S 18 (Aufnahmerichtlinie)

1.6.3.2. Das Ziel der Statusrichtlinie ist die Festlegung von Mindestnormen fur die Anerkennung von



Drittstaatsangehorigen oder Staatenlosen als Flichtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz
(gem. Art. 2 lit a leg. cit ist als "internationaler Schutz" die Fluchtlingseigenschaft und der subsididre Schutzstatus zu
verstehen) bendétigen, sowie des Inhalts des zu gewahrenden Schutzes (Art. 1) und enthalt hierflr die entsprechenden
rechtlichen Garantien.rémisch eins.6.3.2. Das Ziel der Statusrichtlinie ist die Festlegung von Mindestnormen fiur die
Anerkennung von Drittstaatsangehoérigen oder Staatenlosen als Flichtlinge oder als Personen, die anderweitig
internationalen Schutz (gem. Artikel 2, Litera a, leg. cit ist als "internationaler Schutz" die Flichtlingseigenschaft und
der subsididre Schutzstatus zu verstehen) bendtigen, sowie des Inhalts des zu gewahrenden Schutzes (Artikel eins,)
und enthalt hierfur die entsprechenden rechtlichen Garantien.

1.6.3.3. Die Verfahrensrichtlinie stellt ua. sicher, dass die Asylbehdrde ihre Entscheidung Uber einen Asylantrag nach
angemessener Prufung trifft. Zu diesem Zweck stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass die Antrage einzeln, objektiv
und unparteiisch gepruft und entschieden werden (Art. 8 (2) a) und die Entscheidungen Uber Asylantrage schriftlich
ergehen, dass bei der Ablehnung eines Antrags die sachlichen und rechtlichen Grinde dafir in der Entscheidung
dargelegt werden und Asylwerber schriftlich dartber informiert werden, wie eine ablehnende Entscheidung
angefochten werden kann (Art. 9 (1) u. (2)). Die Verfahrensrichtlinie stellt weiter sicher, dass Asylbewerber das Recht
auf einen wirksamen Rechtsbehelf vor einem Gericht oder Tribunal gegen eine Entscheidung Gber ihren Asylantrag
..haben (Art. 39 (1)).romisch eins.6.3.3. Die Verfahrensrichtlinie stellt ua. sicher, dass die Asylbehdrde ihre
Entscheidung Uber einen Asylantrag nach angemessener Prifung trifft. Zu diesem Zweck stellen die Mitgliedstaaten
sicher, dass die Antrage einzeln, objektiv und unparteiisch geprift und entschieden werden (Artikel 8, (2) a) und die
Entscheidungen Uber Asylantrage schriftlich ergehen, dass bei der Ablehnung eines Antrags die sachlichen und
rechtlichen Grinde dafir in der Entscheidung dargelegt werden und Asylwerber schriftlich dartber informiert werden,
wie eine ablehnende Entscheidung angefochten werden kann (Artikel 9, (1) u. (2)). Die Verfahrensrichtlinie stellt weiter
sicher, dass Asylbewerber das Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf vor einem Gericht oder Tribunal gegen eine
Entscheidung Uber ihren Asylantrag ...haben (Artikel 39, (1)).

1.6.3.4. Gem. den Artikeln 15 und 20 der Aufnahmerichtlinie ist der hier zustandige Partnerstaat verpflichtet, fir eine
ausreichende medizinische Versorgung von kranken Asylwerbern zu sorgen, sowie bei Opfern von Folter und Gewalt
im Bedarfsfall eine Behandlung bereitzustellen, die fir Schaden, die durch Folter, Vergewaltigung oder andere schwere
Gewalttaten erlitten wurden, erforderlich ist.rdmisch eins.6.3.4. Gem. den Artikeln 15 und 20 der Aufnahmerichtlinie ist
der hier zustandige Partnerstaat verpflichtet, fir eine ausreichende medizinische Versorgung von kranken
Asylwerbern zu sorgen, sowie bei Opfern von Folter und Gewalt im Bedarfsfall eine Behandlung bereitzustellen, die fir
Schaden, die durch Folter, Vergewaltigung oder andere schwere Gewalttaten erlitten wurden, erforderlich ist.

Ebenso ist der hier zustédndige Partnerstaat nach der Aufnahmerichtlinie verpflichtet, daflr Sorge zu tragen, dass
Asylsuchende ab Antragstellung materielle Leistungen erhalten, die einem Lebensstandard entsprechen, welcher
Gesundheit und Lebensunterhalt der Asylsuchenden gewahrleistet (Artikel 13).

Nach dieser Richtlinie soll die Unterbringung das Familienleben schiitzen, sowie Kommunikation mit oder Zugang zu
Rechtsberatern, UNHCR und NGOs ermdglichen. Die Mitgliedstaaten sind kraft der Richtlinie verpflichtet, Gewalt in
Sammelunterkinften zu verhiten. Das in Einrichtungen eingesetzte Personal muss angemessen geschult sein, und die
Asylsuchenden kénnen an der Verwaltung der Unterbringungszentren beteiligt werden. Minderjahrige sollten
zusammen mit ihren Eltern oder Familienangehorigen untergebracht werden.

Gem. Art. 16 (3') und (4) der Aufnahmerichtlinie kdnnen die Mitgliedstaaten Sanktionen fir grobe Verstof3e gegen die
Vorschriften der Unterbringungszentren und grob gewalttatiges Verhalten festlegen. Die Mitgliedstaaten gewahrleisten
in jedem Fall Zugang zur medizinischen Notversorgung.Gem. Artikel 16, (3 ) und (4) der Aufnahmerichtlinie kdnnen die
Mitgliedstaaten Sanktionen fir grobe VerstoRe gegen die Vorschriften der Unterbringungszentren und grob
gewalttatiges Verhalten festlegen. Die Mitgliedstaaten gewahrleisten in jedem Fall Zugang zur medizinischen
Notversorgung.

1.6.3.5 Aus den nicht widerlegten Feststellungen der belangten Behorde ergibt sich, dass Griechenland sowohl die
Verfahrens-, als auch die Aufnahme und Statusrichtlinie in nationales Recht umsetzten.rémisch eins.6.3.5 Aus den
nicht widerlegten Feststellungen der belangten Behdrde ergibt sich, dass Griechenland sowohl die Verfahrens-, als
auch die Aufnahme und Statusrichtlinie in nationales Recht umsetzten.

1.6.3.6. Auch sonst sieht das erkennende Gericht keinen Anlass, die unter Punkt 1.2.3 wiedergegebenen Kernaussagen



der Feststellungen der belangten Behdrde in Zweifel zu ziehen und erhebt zu den Feststellungen des gegenstandlichen
Erkenntnisses.romisch eins.6.3.6. Auch sonst sieht das erkennende Gericht keinen Anlass, die unter Punkt 1.2.3
wiedergegebenen Kernaussagen der Feststellungen der belangten Behdrde in Zweifel zu ziehen und erhebt zu den
Feststellungen des gegenstandlichen Erkenntnisses.

1.6.3.7. In seinem aktualisierten Positionspapier vom Dezember 2009 ("Observations on Greece as a country of
asylum") halt UNHCR zwar seine bisherigen Aussagen zu Griechenlans im Wesentlichen aufrecht, weist aber auch auf
von der neuen Regierung ausgehende positive Impulse durch die Einsetzung eines Expertenkomitees zur Erarbeitung
von Malnahmen zur Verbesserung der Lage von Asylwerbern in Griechenland hin ("UNHCR notes with appreciation
the commitment of the Government of Greece to address serious shortcomings in the Greek asylum procedure, to
which UNHCR and others have drawn attention in recent years. On November 26, 2009, the Minister of Citizen
Protection established a Committee of Experts on Asylum. This Committee, which includes representatives of relevant
Ministries and agencies, as well as academics, NGOs and UNHCR, is tasked with presenting a proposal for the reform of
the Greek asylum system. This is a welcome development.").rémisch eins.6.3.7. In seinem aktualisierten
Positionspapier vom Dezember 2009 ("Observations on Greece as a country of asylum") halt UNHCR zwar seine
bisherigen Aussagen zu Griechenlans im Wesentlichen aufrecht, weist aber auch auf von der neuen Regierung
ausgehende positive Impulse durch die Einsetzung eines Expertenkomitees zur Erarbeitung von Malinahmen zur
Verbesserung der Lage von Asylwerbern in Griechenland hin ("UNHCR notes with appreciation the commitment of the
Government of Greece to address serious shortcomings in the Greek asylum procedure, to which UNHCR and others
have drawn attention in recent years. On November 26, 2009, the Minister of Citizen Protection established a
Committee of Experts on Asylum. This Committee, which includes representatives of relevant Ministries and agencies,
as well as academics, NGOs and UNHCR, is tasked with presenting a proposal for the reform of the Greek asylum
system. This is a welcome development.").

1.6.4. Gegen Griechenland ist keine Klage eines Mitgliedsstaates wegen Verletzung der Status-, Verfahrens-, oder
Aufnahmerichtlinie anhangig.romisch eins.6.4. Gegen Griechenland ist keine Klage eines Mitgliedsstaates wegen
Verletzung der Status-, Verfahrens-, oder Aufnahmerichtlinie anhangig.

1.6.5. Zusammengefasst ist festzustellen, dass in Griechenland von einer Beachtung des Non-Refoulements-Schutzes,
der Existenz einer Grund- und Gesundheitsversorgung fir Asylwerber, der Existenz von Versorgungs- und
Unterbringungseinrichtungen, sowie einer unbedenklichen Sicherheitslage ausgegangen werden kann, wobei
eingeraumt wird, dass in Bezug die Unterbringung von BFs bei gewissen Fallkonstellationen Kapazitdtsengpasse
auftreten kénnen. Ebenso vertritt Griechenland in Bezug auf die Auslegung der GFK, der Status-, Verfahrens- und
Aufnahmerichtlinie, sowie der Beurteilung der asyl- und abschiebungsrelevanten Lage im Herkunftsstaat des BF keine
relevanten Sonderpositionen innerhalb der Europadischen Union. Ebenso kann nicht festgestellt werden, dass
Asylwerber im Falle einer Ruckkehr nach Griechenland mit maf3geblicher Wahrscheinlichkeit damit rechnen mussen,
keinen Zugang zu einem Asylverfahren finden, welches den Antrag meritorisch prift.romisch eins.6.5.
Zusammengefasst ist festzustellen, dass in Griechenland von einer Beachtung des Non-Refoulements-Schutzes, der
Existenz einer Grund- und Gesundheitsversorgung flr Asylwerber, der Existenz von Versorgungs- und
Unterbringungseinrichtungen, sowie einer unbedenklichen Sicherheitslage ausgegangen werden kann, wobei
eingeraumt wird, dass in Bezug die Unterbringung von BFs bei gewissen Fallkonstellationen Kapazitdtsengpasse
auftreten konnen. Ebenso vertritt Griechenland in Bezug auf die Auslegung der GFK, der Status-, Verfahrens- und
Aufnahmerichtlinie, sowie der Beurteilung der asyl- und abschiebungsrelevanten Lage im Herkunftsstaat des BF keine
relevanten Sonderpositionen innerhalb der Europadischen Union. Ebenso kann nicht festgestellt werden, dass
Asylwerber im Falle einer Ruckkehr nach Griechenland mit maf3geblicher Wahrscheinlichkeit damit rechnen mussen,
keinen Zugang zu einem Asylverfahren finden, welches den Antrag meritorisch pruift.

Il. Der Asylgerichtshof hat erwogen:rémisch zwei. Der Asylgerichtshof hat erwogen:
Il. 1. Beweiswurdigungromisch zwei. 1. Beweiswirdigung

Der festgestellte Sachverhalt wird aufgrund der Einsichtnahme in den Verwaltungsakt als erwiesen angenommen. Der
BF trat den Feststellungen des Bundesasylamtes, welche zusammengefasst ebenfalls zu den unter 1.6.5. getroffenen
Feststellungen nicht im Widerspruch stehen, sondern dort ihre Bestatigung finden, nicht ausreichend konkret und
substantiiert entgegen, um die Uberzeugung des erkennenden Gerichts von deren Richtigkeit zu erschiittern.



Das erkennende Gericht sieht aufgrund der oa. Ausfuhrungen die unter

1.6.5. getroffenen zusammengefassten Ausfihrungen als erwiesen an.

I.2. Rechtlich ergibt sich Folgendesrromisch zwei.2. Rechtlich ergibt sich Folgendes:
I1.2.1. Zustandigkeitrémisch zwei.2.1. Zustandigkeit

Gemall § 61 (1) AsylG 2005BGBI | Nr. 100/2005 idgF entscheidet derGemaR Paragraph 61, (1) AsylG 2005
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, idgF entscheidet der

Asylgerichtshof ... Gber... Beschwerden gegen Bescheide des
Bundesasylamtes, woraus sich im gegenstandlichen Verfahren die Zustandigkeit des AsylGH ergibt.
I1.2.2. Entscheidung durch den Einzelrichtemrémisch zwei.2.2. Entscheidung durch den Einzelrichter

2. Gemal3 § 61 (1) AsylG 2005BGBI | Nr. 100/2005 idF BGBI | Nr. 4/2008 entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten
oder, soweit dies in Abs. 3 vorgesehen ist, durch Einzelrichter Uber2. GemdaR Paragraph 61, (1) AsylG 2005
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 4 aus 2008, entscheidet
der Asylgerichtshof in Senaten oder, soweit dies in Absatz 3, vorgesehen ist, durch Einzelrichter Gber

1. Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes und

2.[...]

(3) Der Asylgerichtshof entscheidet durch Einzelrichter Gber Beschwerden gegen
1. zurtickweisende Bescheide
a)...

b) wegen Zustandigkeit eines anderen Staates gemald § 5b) wegen Zustandigkeit eines anderen Staates gemal}
Paragraph 5

)
2. die mit diesen Entscheidungen verbundene Ausweisung

(4) Uber die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung einer Beschwerde entscheidet der fir die Behandlung der
Beschwerde zustandige Einzelrichter oder Senatsvorsitzende.

Aufgrund der oben zitierten Bestimmung ist Uber die gegenstandliche Beschwerde gem. § 61 Abs. 3 Z 1 lit. b und Z2
durch den Einzelrichter zu entscheiden.Aufgrund der oben zitierten Bestimmung ist Uber die gegenstandliche
Beschwerde gem. Paragraph 61, Absatz 3, Ziffer eins, Litera b und Z2 durch den Einzelrichter zu entscheiden.

11.2.3. Anzuwendendes Verfahrensrechtromisch zwei.2.3. Anzuwendendes Verfahrensrecht

Gem. 8§ 23 (1) des Bundesgesetzes Uber den Asylgerichtshof, BGBI. I, Nr. 4/2008 (Asylgerichtshofgesetz - AsylGHG) idgF
sind, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), BGBI. | Nr. 100, nicht anderes ergibt, auf das Verfahren vor
dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), BGBI. Nr. 51, mit
der Mal3gabe sinngemal anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt.Gem.
Paragraph 23, (1) des Bundesgesetzes Uber den Asylgerichtshof, Bundesgesetzblatt romisch eins, Nr. 4 aus 2008,
(Asylgerichtshofgesetz - AsylGHG) idgF sind, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), Bundesgesetzblatt
romisch eins Nr. 100, nicht anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des
Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), Bundesgesetzblatt Nr. 51, mit der MaRgabe sinngemafR
anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt.

GemalR 8 66 Abs. 4 AVG hat die erkennende Gericht, sofern die Beschwerde nicht als unzuldssig oder verspatet
zurlickzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Sie ist berechtigt, im Spruch und in der Begrindung ihre
Anschauung an die Stelle jener der Unterbehdrde zu setzen und demgemal den angefochtenen Bescheid nach jeder
Richtung abzuandern.Gemald Paragraph 66, Absatz 4, AVG hat die erkennende Gericht, sofern die Beschwerde nicht
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als unzulassig oder verspatet zurlickzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Sie ist berechtigt, im
Spruch und in der Begrindung ihre Anschauung an die Stelle jener der Unterbehdrde zu setzen und demgemal’ den
angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuandern.

Gem. 88 74, 75 AsylG ist dieses Verfahren nach den Bestimmunen des Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), BGBI. | Nr. 100
idgF zu fuhren zumal es am 31.12.2005 nicht anhangig war.Gem. Paragraphen 74, 75, AsylG ist dieses Verfahren nach
den Bestimmunen des Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), Bundesgesetzblatt romisch eins Nr. 100 idgF zu fihren zumal es
am 31.12.2005 nicht anhangig war.

11.2.4.1. 8 5 AsylG lautet:rémisch zwei.2.4.1. Paragraph 5, AsylG lautet:

"(1) Ein nicht gemal3 8 4 erledigter Antrag auf internationalen Schutz ist als unzuldssig zurtickzuweisen, wenn ein
anderer Staat vertraglich oder auf Grund der Dublin - Verordnung zur Prifung des Asylantrages oder des Antrages auf
internationalen Schutz zustandig ist. Mit dem ZurUlckweisungsbescheid hat die Behdrde auch festzustellen, welcher
Staat zustandig ist."(1) Ein nicht gemaR Paragraph 4, erledigter Antrag auf internationalen Schutz ist als unzulassig
zurtckzuweisen, wenn ein anderer Staat vertraglich oder auf Grund der Dublin - Verordnung zur Prifung des
Asylantrages oder des Antrages auf internationalen Schutz zustandig ist. Mit dem ZurUckweisungsbescheid hat die
Behorde auch festzustellen, welcher Staat zustandig ist.

(2) GemaR Abs. 1 ist auch vorzugehen, wenn ein anderer Staat vertraglich oder auf Grund der Dublin - Verordnung
dafur zustandig ist zu prufen, welcher Staat zur Prifung des Asylantrages oder des Antrages auf internationalen Schutz
zustandig ist.(2) GemalR Absatz eins, ist auch vorzugehen, wenn ein anderer Staat vertraglich oder auf Grund der
Dublin - Verordnung daflr zustandig ist zu prifen, welcher Staat zur Prifung des Asylantrages oder des Antrages auf
internationalen Schutz zustandig ist.

(3) Sofern nicht besondere Griinde, die in der Person des Asylwerbers gelegen sind, glaubhaft gemacht werden oder
bei der Behdrde offenkundig sind, die flr die reale Gefahr des fehlenden Schutzes vor Verfolgung sprechen, ist davon
auszugehen, dass der Asylwerber in einem Staat nach Abs. 1 Schutz vor Verfolgung findet."(3) Sofern nicht besondere
Grlnde, die in der Person des Asylwerbers gelegen sind, glaubhaft gemacht werden oder bei der Behdrde offenkundig
sind, die fir die reale Gefahr des fehlenden Schutzes vor Verfolgung sprechen, ist davon auszugehen, dass der
Asylwerber in einem Staat nach Absatz eins, Schutz vor Verfolgung findet."

§ 10 AsylG idFBGBI | 29/2009 lautet:Paragraph 10, AsylG in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, 29 aus 2009,
lautet:

"8 10. (1) Eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz ist mit einer Ausweisung zu verbinden, wenn
1. der Antrag auf internationalen Schutz zurickgewiesen wird;

2. der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch
der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten abgewiesen wird;

3. einem Fremden der Status des Asylberechtigten aberkannt wird, ohne dass es zur Zuerkennung des Status des
subsidiar Schutzberechtigten kommt oder

4. einem Fremden der Status des subsidiar Schutzberechtigten aberkannt wird.
(2) Ausweisungen nach Abs. 1 sind unzulassig, wenn(2) Ausweisungen nach Absatz eins, sind unzulassig, wenn
1. dem Fremden im Einzelfall ein nicht auf dieses Bundesgesetz gestitztes Aufenthaltsrecht zukommt oder

2. diese eine Verletzung von Art. 8 EMRK darstellen wiirden. Dabei sind insbesondere zu berlcksichtigen2. diese eine
Verletzung von Artikel 8, EMRK darstellen wirden. Dabei sind insbesondere zu berticksichtigen:

a) die Art und Dauer des bisherigen Aufenthalts und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden rechtswidrig

war;

b) das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens;
c) die Schutzwurdigkeit des Privatlebens;

d) der Grad der Integration;

e) die Bindungen zum Herkunftsstaat des Fremden;
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f) die strafgerichtliche Unbescholtenheit;

g) VerstoBe gegen die offentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl, Fremdenpolizei- und
Einwanderungsrechts;

h) die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten
ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren.

(3) Wenn die Durchfuhrung der Ausweisung aus Grunden, die in der Person des Asylwerbers liegen, eine Verletzung
von Art. 3 EMRK darstellen wirde und diese nicht von Dauer sind, ist die Durchfihrung fir die notwendige Zeit
aufzuschieben.(3) Wenn die Durchfihrung der Ausweisung aus Grunden, die in der Person des Asylwerbers liegen,
eine Verletzung von Artikel 3, EMRK darstellen wirde und diese nicht von Dauer sind, ist die Durchfiihrung fir die
notwendige Zeit aufzuschieben.

(4) Eine Ausweisung, die mit einer Entscheidung gemal Abs. 1 Z 1 verbunden ist, gilt stets auch als Feststellung der
Zulassigkeit der Zurlckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung in den betreffenden Staat. Besteht eine
durchsetzbare Ausweisung, hat der Fremde unverziglich auszureisen.(4) Eine Ausweisung, die mit einer Entscheidung
gemald Absatz eins, Ziffer eins, verbunden ist, gilt stets auch als Feststellung der Zulassigkeit der Zurlckweisung,
Zuruckschiebung oder Abschiebung in den betreffenden Staat. Besteht eine durchsetzbare Ausweisung, hat der

Fremde unverzuglich auszureisen.
(5) ...
(6) ...

Gemal 8 5 Abs. 1 AsylG ist somit ein nicht gemal38 4 AsylG erledigter Asylantrag als unzuldssig zurtickzuweisen, wenn
ein anderer Staat vertraglich oder aufgrund der Verordnung Nr. 343/2003 (EG) des Rates vom 18.2.2003 zur Prifung
des Asylantrages zustandig ist. Mit dem Zurtickweisungsbescheid hat die Asylbehérde auch festzustellen, welcher Staat
zustandig ist. Gemal} Paragraph 5, Absatz eins, AsylG ist somit ein nicht gemal3 Paragraph 4, AsylG erledigter Asylantrag
als unzulassig zurlckzuweisen, wenn ein anderer Staat vertraglich oder aufgrund der Verordnung Nr. 343 aus 2003,
(EG) des Rates vom 18.2.2003 zur Prifung des Asylantrages zustandig ist. Mit dem ZurlUckweisungsbescheid hat die

Asylbehorde auch festzustellen, welcher Staat zustandig ist.

Aufgrund des aus dem Akteninhalt ersichtlichen Datums der Asylantragstellung bezieht sich in casu§ 5 AsylG auf die
Verordnung Nr. 343/2003 (EG) des Rates vom 18.2.2003 (Dublin Il), da gemaR Artikel 29 leg. cit. diese Verordnung auf
Asylantrage anwendbar ist, die ab dem ersten Tag des sechsten Monats nach ihrem Inkrafttreten - dies ist der 1.9.2003
- gestellt werden.Aufgrund des aus dem Akteninhalt ersichtlichen Datums der Asylantragstellung bezieht sich in casu
Paragraph 5, AsylG auf die Verordnung Nr. 343 aus 2003, (EG) des Rates vom 18.2.2003 (Dublin rémisch zwei), da
gemal Artikel 29 leg. cit. diese Verordnung auf Asylantrage anwendbar ist, die ab dem ersten Tag des sechsten Monats
nach ihrem Inkrafttreten - dies ist der 1.9.2003 - gestellt werden.

Weiters ist gemalR§ 10 Abs 1 Z1 AsylG die Zurlckweisung eines Antrages nach Mal3gabe der § 10 Abs 3 und Abs 4
AsylG mit einer Ausweisung zu verbinden.Weiters ist gemal3 Paragraph 10, Absatz eins, Z1 AsylG die Zurtickweisung
eines Antrages nach Mal3gabe der Paragraph 10, Absatz 3 und Absatz 4, AsylG mit einer Ausweisung zu verbinden.

11.2.4.1. 8 28 AsylG lautet:rdmisch zwei.2.4.1. Paragraph 28, AsylG lautet:

"(1) Ist der Antrag voraussichtlich nicht zurtickzuweisen, ist das Verfahren zuzulassen, soweit das Verfahren nicht vor
Zulassung inhaltlich entschieden wird. Die Zulassung erfolgt durch Ausfolgung einer Aufenthaltsberechtigungskarte (8
51); eines Bescheides bedarf es dann nicht. Die Zulassung steht einer spateren zurtickweisenden Entscheidung nicht
entgegen."(1) Ist der Antrag voraussichtlich nicht zurtiickzuweisen, ist das Verfahren zuzulassen, soweit das Verfahren
nicht vor Zulassung inhaltlich entschieden wird. Die Zulassung erfolgt durch Ausfolgung einer
Aufenthaltsberechtigungskarte (Paragraph 51,); eines Bescheides bedarf es dann nicht. Die Zulassung steht einer
spateren zurlickweisenden Entscheidung nicht entgegen.

(2) Entscheidet das Bundesasylamt nicht binnen zwanzig Tagen nach Einbringen des Antrags auf internationalen
Schutz, dass der Antrag zurtickzuweisen ist, ist der Antrag zuzulassen, es sei denn es werden Konsultationen gemald
der Dublin - Verordnung oder eines Vertrages Uber die Zustandigkeit zur Prifung eines Asylantrages oder eines
Antrages auf internationalen Schutz gefuhrt. Das Fihren solcher Konsultationen ist dem Asylwerber innerhalb der 20-
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Tages-Frist mitzuteilen. Diesfalls gilt die 20-Tages-Frist nicht. Diese gilt Uberdies nicht, wenn der Asylwerber am
Verfahren nicht mitwirkt, dieses gegenstandslos wird oder er sich diesem entzieht. Ist der Asylwerber aus in seiner
Person gelegenen Griinden nicht in der Lage, am Verfahren mitzuwirken, ist der Lauf der Frist nach Satz 1 gehemmt.

(3) Eine Stattgebung oder Abweisung des Antrags im Zulassungsverfahren ersetzt die Zulassungsentscheidung (Abs. 1).
Wird der Antrag im Zulassungsverfahren abgewiesen, gilt dieser Antrag als zugelassen, wenn oder sobald der
Beschwerde gegen diese Entscheidung aufschiebende Wirkung zukommt.(3) Eine Stattgebung oder Abweisung des
Antrags im Zulassungsverfahren ersetzt die Zulassungsentscheidung (Absatz eins,). Wird der Antrag im
Zulassungsverfahren abgewiesen, gilt dieser Antrag als zugelassen, wenn oder sobald der Beschwerde gegen diese
Entscheidung aufschiebende Wirkung zukommt.

(4) Dem Asylwerber in der Erstaufnahmestelle ist eine arztliche Untersuchung zu erméglichen.”
8§ 29 AsylG lautet:Paragraph 29, AsylG lautet:

"(1) Zulassungsverfahren sind mit Einbringen von Antragen auf internationalen Schutz zu beginnen und in einer
Erstaufnahmestelle des Bundesasylamtes zu fihren, soweit sich aus diesem Bundesgesetz nichts anderes ergibt. 8 17
Abs. 3 und 6 gilt. Unverzuglich nach Einbringung des Antrages ist dem Asylwerber eine Orientierungsinformation und
eine Erstinformation Uber das Asylverfahren in einer ihm verstandlichen Sprache zu geben."(1) Zulassungsverfahren
sind mit Einbringen von Antrdagen auf internationalen Schutz zu beginnen und in einer Erstaufnahmestelle des
Bundesasylamtes zu fuhren, soweit sich aus diesem Bundesgesetz nichts anderes ergibt. Paragraph 17, Absatz 3 und 6
gilt. Unverzlglich nach Einbringung des Antrages ist dem Asylwerber eine Orientierungsinformation und eine
Erstinformation Uber das Asylverfahren in einer ihm verstandlichen Sprache zu geben.

(2) Nach Einbringung des Antrags auf internationalen Schutz hat binnen 48 - langstens jedoch nach 72 - Stunden eine
Befragung des Asylwerbers durch Organe des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes (§ 19 Abs. 1) zu erfolgen, soweit eine
solche Befragung im ausreichenden Umfang nicht bereits im Rahmen der Vorfihrung erfolgt ist. Samstage, Sonntage
und gesetzliche Feiertage hemmen die Frist gemal3 Satz 1.(2) Nach Einbringung des Antrags auf internationalen Schutz
hat binnen 48 - langstens jedoch nach 72 - Stunden eine Befragung des Asylwerbers durch Organe des &ffentlichen
Sicherheitsdienstes (Paragraph 19, Absatz eins,) zu erfolgen, soweit eine solche Befragung im ausreichenden Umfang
nicht bereits im Rahmen der Vorfiihrung erfolgt ist. Samstage, Sonntage und gesetzliche Feiertage hemmen die Frist
gemal Satz 1.

(3) Nach Durchfihrung der notwendigen Ermittlungen hat die Behérde je nach Stand des Ermittlungsverfahrens

1. dem Asylwerber eine Aufenthaltsberechtigungskarte (8 51) auszufolgen;l. dem Asylwerber eine
Aufenthaltsberechtigungskarte (Paragraph 51,) auszufolgen;

2. seinem Antrag auf internationalen Schutz durch Zuerkennung des Status eines Asylberechtigten stattzugeben (& 3)2.
seinem Antrag auf internationalen Schutz durch Zuerkennung des Status eines Asylberechtigten stattzugeben
(Paragraph 3,);

3. dem Asylwerber mit Verfahrensanordnung @ 63 Abs. 2 AVG) mitzuteilen, dass beabsichtigt ist, seinem Antrag auf
internationalen Schutz durch Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten (8 8 Abs. 1) stattzugeben und
bezlglich des Status des Asylberechtigten abzuweisen;3. dem Asylwerber mit Verfahrensanordnung (Paragraph 63,
Absatz 2, AVG) mitzuteilen, dass beabsichtigt ist, seinem Antrag auf internationalen Schutz durch Zuerkennung des
Status des subsididr Schutzberechtigten (Paragraph 8, Absatz eins,) stattzugeben und bezlglich des Status des
Asylberechtigten abzuweisen;

4. dem Asylwerber mit Verfahrensanordnung € 63 Abs. 2 AVG) mitzuteilen, dass beabsichtigt ist, seinen Antrag auf
internationalen Schutz zurlickzuweisen (88 4, 5 und § 68 Abs. 1 AVG) oder4. dem Asylwerber mit Verfahrensanordnung
(Paragraph 63, Absatz 2, AVG) mitzuteilen, dass beabsichtigt ist, seinen Antrag auf internationalen Schutz
zurlickzuweisen (Paragraphen 4, 5 und Paragraph 68, Absatz eins, AVG) oder

5. dem Asylwerber mit Verfahrensanordnung @& 63 Abs. 2 AVG) mitzuteilen, dass beabsichtigt ist, seinen Antrag auf
internationalen Schutz abzuweisen.5. dem Asylwerber mit Verfahrensanordnung (Paragraph 63, Absatz 2, AVG)
mitzuteilen, dass beabsichtigt ist, seinen Antrag auf internationalen Schutz abzuweisen.

(4) Bei Mitteilungen nach Abs. 3 Z 3 bis 5 hat die Behdrde den Asylwerber zu einem Rechtsberater zu verweisen. Dem
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Asylwerber ist eine Aktenabschrift auszuhdndigen und eine 24 Stunden nicht zu unterschreitende Frist zur
Vorbereitung einzurdumen. Der Asylwerber und der Rechtsberater sind unter einem zu einer Einvernahme zur
Wahrung des Parteiengehdrs nach Verstreichen dieser Frist zu laden. In dieser Frist hat eine Rechtsberatung (88 64, 65)
zu erfolgen; dem Rechtsberater ist unverziglich eine Aktenabschrift, soweit diese nicht von der Akteneinsicht
ausgenommen ist (8 17 Abs. 3 AVG), zuganglich zu machen (8 57 Abs. 1 Z 3). Die Rechtsberatung hat, wenn der
Asylwerber in der Erstaufnahmestelle versorgt wird, in dieser stattzufinden. Wird der Asylwerber angehalten, kann die
Rechtsberatung auch in den Haftraumen erfolgen.(4) Bei Mitteilungen nach Absatz 3, Ziffer 3 bis 5 hat die Behdrde den
Asylwerber zu einem Rechtsberater zu verweisen. Dem Asylwerber ist eine Aktenabschrift auszuhdndigen und eine 24
Stunden nicht zu unterschreitende Frist zur Vorbereitung einzurdumen. Der Asylwerber und der Rechtsberater sind
unter einem zu einer Einvernahme zur Wahrung des Parteiengehérs nach Verstreichen dieser Frist zu laden. In dieser
Frist hat eine Rechtsberatung (Paragraphen 64, 65,) zu erfolgen; dem Rechtsberater ist unverzlglich eine
Aktenabschrift, soweit diese nicht von der Akteneinsicht ausgenommen ist (Paragraph 17, Absatz 3, AVG), zuganglich
zu machen (Paragraph 57, Absatz eins, Ziffer 3,). Die Rechtsberatung hat, wenn der Asylwerber in der
Erstaufnahmestelle versorgt wird, in dieser stattzufinden. Wird der Asylwerber angehalten, kann die Rechtsberatung
auch in den Haftraumen erfolgen.

(5) Bei der Einvernahme zur Wahrung des Parteiengehdrs hat der Rechtsberater anwesend zu sein. Zu Beginn dieser
Einvernahme ist dem Asylwerber das bisherige Beweisergebnis vorzuhalten. Der Asylwerber hat die Mdglichkeit,
weitere Tatsachen und Beweismittel anzufiihren oder vorzulegen."

Im gegenstandlichen Fall ergeben sich keine Hinweise, dass durch das Bundesasylamt nicht gem. den Bestimmungen
der 88 28 und 29 AsylG vorgegangen ware.Im gegenstandlichen Fall ergeben sich keine Hinweise, dass durch das
Bundesasylamt nicht gem. den Bestimmungen der Paragraphen 28 und 29 AsylG vorgegangen ware.

I1.2.4.3. Die Dublin Il VO ist eine Verordnung des Gemeinschaftsrechts im Anwendungsbereich der 1. Saule der
Europaischen Union (vgl Art. 63 EGV), die Regelungen Uber die Zustandigkeit zur Prifung von Asylantragen von
Drittstaatsangehorigen trifft. Sie gilt also nicht fir mogliche Asylantrdge von EU-Blirgern, ebensowenig ist sie auf
Personen anwendbar, denen bereits der Flichtlingsstatus zuerkannt wurde. Das wesentliche Grundprinzip ist jenes,
dass den Drittstaatsangehorigen in einem der Mitgliedstaaten das Recht auf ein faires, rechtsstaatliches Asylverfahren
zukommt, jedoch nur ein Recht auf ein Verfahren in einem Mitgliedstaat, dessen Zustandigkeit sich primar nicht
aufgrund des Wunsches des Asylwerbers, sondern aufgrund der in der Verordnung festgesetzten hierarchisch
geordneten Zustandigkeitskriterien ergibt.rémisch zwei.2.4.3. Die Dublin romisch zwei VO ist eine Verordnung des
Gemeinschaftsrechts im Anwendungsbereich der 1. Saule der Europdischen Union vergleiche Artikel 63, EGV), die
Regelungen Uber die Zustandigkeit zur Prifung von Asylantragen von Drittstaatsangehorigen trifft. Sie gilt also nicht
fur maogliche Asylantrage von EU-Blrgern, ebensowenig ist sie auf Personen anwendbar, denen bereits der
Fluchtlingsstatus zuerkannt wurde. Das wesentliche Grundprinzip ist jenes, dass den Drittstaatsangehorigen in einem
der Mitgliedstaaten das Recht auf ein faires, rechtsstaatliches Asylverfahren zukommt, jedoch nur ein Recht auf ein
Verfahren in einem Mitgliedstaat, dessen Zustandigkeit sich primar nicht aufgrund des Wunsches des Asylwerbers,
sondern aufgrund der in der Verordnung festgesetzten hierarchisch geordneten Zustandigkeitskriterien ergibt.

Es ist daher zunachst zu Uberprifen, ob ein anderer Mitgliedstaat nach den hierarchisch aufgebauten (Art. 5 Abs 1
Dublin Il VO) Kriterien der Art. 6-12 bzw 14 und Art. 15 Dublin Il VO zustandig ist oder die Zustandigkeit bei ihm selbst
nach dem Auffangtatbestand des Art. 13 Dublin Il VO (erste Asylantragstellung) liegt und sich so eine Verpflichtung zur
Aufnahme bzw. Wiederaufnahme des BF gem. Art. 16 ff Dublin 1l VO eines Partnerstaates ergibt.Es ist daher zunachst
zu Uberprufen, ob ein anderer Mitgliedstaat nach den hierarchisch aufgebauten (Artikel 5, Absatz eins, Dublin rémisch
zwei VO) Kriterien der Artikel 6 -, 12, bzw 14 und Artikel 15, Dublin rémisch zwei VO zustandig ist oder die Zustandigkeit
bei ihm selbst nach dem Auffangtatbestand des Artikel 13, Dublin rémisch zwei VO (erste Asylantragstellung) liegt und
sich so eine Verpflichtung zur Aufnahme bzw. Wiederaufnahme des BF gem. Artikel 16, ff Dublin rémisch zwei VO eines
Partnerstaates ergibt.

Die Dublin II-VO sieht in den Art. 6 bis 14 des Kapitels lll Zustandigkeitskriterien vor, die gemal3 Art. 5 Abs. 1 Dublin II-
VO in der im Kapitel Ill genannten Reihenfolge Anwendung finden. Gemal3 Art. 5 Abs. 2 Dublin 1I-VO wird bei der
Bestimmung des nach diesen Kriterien zustandigen Mitgliedstaats von der Situation ausgegangen, die zu dem
Zeitpunkt gegeben ist, zu dem der Asylbewerber seinen Antrag zum ersten Mal in einem Mitgliedstaat stellt. Gemaf
Art. 3 Abs. 2 Dublin 1I-VO kann jeder Mitgliedstaat einen von einem Drittstaatsangehdrigen eingereichten Asylantrag
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prufen, auch wenn er nach den in dieser Verordnung festgelegten Kriterien nicht fur die Prifung zustandig ist. Der
betreffende Mitgliedstaat wird dadurch zum zustandigen Mitgliedstaat im Sinne dieser Verordnung und Ubernimmt
die mit dieser Zustandigkeit einhergehenden Verpflichtungen.Die Dublin II-VO sieht in den Artikel 6 bis 14 des Kapitels
réomisch drei Zustandigkeitskriterien vor, die gemal3 Artikel 5, Absatz eins, Dublin 1I-VO in der im Kapitel romisch drei
genannten Reihenfolge Anwendung finden. GemaR Artikel 5, Absatz 2, Dublin II-VO wird bei der Bestimmung des nach
diesen Kriterien zustéandigen Mitgliedstaats von der Situation ausgegangen, die zu dem Zeitpunkt gegeben ist, zu dem
der Asylbewerber seinen Antrag zum ersten Mal in einem Mitgliedstaat stellt. Gemal Artikel 3, Absatz 2, Dublin II-VO
kann jeder Mitgliedstaat einen von einem Drittstaatsangehdrigen eingereichten Asylantrag prufen, auch wenn er nach
den in dieser Verordnung festgelegten Kriterien nicht fur die Prifung zustandig ist. Der betreffende Mitgliedstaat wird
dadurch zum zustandigen Mitgliedstaat im Sinne dieser Verordnung und Ubernimmt die mit dieser Zustandigkeit
einhergehenden Verpflichtungen.

Im vorliegenden Fall ist dem Bundesasylamt zuzustimmen, dass eine Zustandigkeit Griechenlands gemald Art. 16(1)c
und 20(1)c der Dublin Il VO vorliegt. Eine solche Zustandigkeit wurde von Griechenland durch Verfristung anerkannt.
Erganzend sei erwahnt, dass im Hinblick des im Rahmen des Konsultationsverfahrens ergangenen Antwortschreibens
der ungarischen Dublinbehérde vom 16.10.2009 auch die Zustandigkeit Griechenlands bejaht wird.Im vorliegenden
Fall ist dem Bundesasylamt zuzustimmen, dass eine Zustandigkeit Griechenlands gemaR Artikel 16 (, eins,)c und 20(1)c
der Dublin rémisch zwei VO vorliegt. Eine solche Zustandigkeit wurde von Griechenland durch Verfristung anerkannt.
Erganzend sei erwahnt, dass im Hinblick des im Rahmen des Konsultationsverfahrens ergangenen Antwortschreibens
der ungarischen Dublinbehérde vom 16.10.2009 auch die Zustandigkeit Griechenlands bejaht wird.

Es sind auch aus der Aktenlage keine Hinweise ersichtlich, wonach die Fihrung der Konsultationen im
gegenstandlichen Fall derart fehlerhaft erfolgt ware, sodass von Willkir im Rechtssinn zu sprechen ware und die
Zustandigkeitserklarung des zustdndigen Mitgliedstaates wegen Verletzung der gemeinschaftsrechtlichen
Verfahrensgrundsatze aus diesem Grund ausnahmsweise keinen Bestand haben kdnnte (Filzwieser, Subjektiver
Rechtsschutz und Vollziehung der Dublin 1l VO - Gemeinschaftsrecht und Menschenrechte, migralLex, 1/2007, 22ff; vgl
auch das Gebot der Transparenz im "Dublin-Verfahren", VwGH 23.11.2006, ZI. 2005/20/0444). Das
Konsultationsverfahren erfolgte mangelfrei. Das Bundesasylamt hat auch in der Begrindung dieses Ersuchens nichts
Wesentliches verschwiegen. Das Bundesasylamt hat auch dargelegt, warum es von der Zustandigkeit des hier zu
prifenden Partnerstaates ausgeht.Es sind auch aus der Aktenlage keine Hinweise ersichtlich, wonach die Fihrung der
Konsultationen im gegenstandlichen Fall derart fehlerhaft erfolgt ware, sodass von Willkir im Rechtssinn zu sprechen
ware und die Zustandigkeitserklarung des zustandigen Mitgliedstaates wegen Verletzung der gemeinschaftsrechtlichen
Verfahrensgrundsatze aus diesem Grund ausnahmsweise keinen Bestand haben kdnnte (Filzwieser, Subjektiver
Rechtsschutz und Vollziehung der Dublin romisch zwei VO - Gemeinschaftsrecht und Menschenrechte, migraLex, 1 aus
2007,, 22ff; vergleiche auch das Gebot der Transparenz im "Dublin-Verfahren", VwWGH 23.11.2006, ZI. 2005/20/0444).
Das Konsultationsverfahren erfolgte mangelfrei. Das Bundesasylamt hat auch in der Begrindung dieses Ersuchens
nichts Wesentliches verschwiegen. Das Bundesasylamt hat auch dargelegt, warum es von der Zustandigkeit des hier zu
prifenden Partnerstaates ausgeht.

Im Lichte des Art. 7 VO 1560/2003 ergibt sich auch keine Verpflichtung seitens der beteiligten Mitgliedstaaten oder
seitens der Regelungen der Dublin Il VO, dass die Uberstellung in einer Weise durchgefiihrt wird, die potentiell
belastenden Zwangscharakter aufweist.Im Lichte des Artikel 7, VO 1560 aus 2003, ergibt sich auch keine Verpflichtung
seitens der beteiligten Mitgliedstaaten oder seitens der Regelungen der Dublin rémisch zwei VO, dass die Uberstellung
in einer Weise durchgefihrt wird, die potentiell belastenden Zwangscharakter aufweist.

Hinweise auf weitere, die Zustandigkeit Griechenlands ausschlieBende Rechtsgrundlagen und Sachverhalte konnten
bei Bertcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen nicht erkannt werden, wobei hier vom entscheidenden Mitglied
bei der Prufung der Rechtmaligkeit des erstinstanzlichen Bescheides auch Art. 15 Dublin Il VO mitbertcksichtigt
wurde.Hinweise auf weitere, die Zustandigkeit Griechenlands ausschliefende Rechtsgrundlagen und Sachverhalte
konnten bei Berlicksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen nicht erkannt werden, wobei hier vom entscheidenden
Mitglied bei der Prifung der RechtmaRigkeit des erstinstanzlichen Bescheides auch Artikel 15, Dublin romisch zwei VO
mitberucksichtigt wurde.

Das Bundesasylamt hat ferner von der Mdglichkeit der Ausiibung des Selbsteintrittsrechts nach Art. 3 Abs 2 Dublin Il
VO keinen Gebrauch gemacht. Es war daher - entsprechend den Ausfihrungen in der Beschwerde - noch zu prifen, ob



von diesem Selbsteintrittsrecht im gegenstandlichen Verfahren ausnahmsweise zur Vermeidung einer Verletzung der
EMRK zwingend Gebrauch zu machen gewesen ware. Dazu vertrat der Verfassungsgerichtshof die Auffassung, dass
Osterreich, um Verletzungen der Art. 3 und 8 MRK zu vermeiden, von seinem Selbsteintrittsrecht Gebrauch machen
musse (VfSlg. 16.122/2001; vgl. weiters VfSlg. 16.160/2001 sowie VfGH 11.6.2001, B 308/00;Das Bundesasylamt hat
ferner von der Mdoglichkeit der Austbung des Selbsteintrittsrechts nach Artikel 3, Absatz 2, Dublin romisch zwei VO
keinen Gebrauch gemacht. Es war daher - entsprechend den Ausfiihrungen in der Beschwerde - noch zu prifen, ob
von diesem Selbsteintrittsrecht im gegenstandlichen Verfahren ausnahmsweise zur Vermeidung einer Verletzung der
EMRK zwingend Gebrauch zu machen gewesen ware. Dazu vertrat der Verfassungsgerichtshof die Auffassung, dass
Osterreich, um Verletzungen der Artikel 3 und 8 MRK zu vermeiden, von seinem Selbsteintrittsrecht Gebrauch machen
musse (VfSlg. 16.122 aus 2001,; vergleiche weiters VfSIg. 16.160 aus 2001, sowie VfGH 11.6.2001, B 308/00;

11.6.2001, B 1247/00; 11.6.2001, B 1351/00; 11.6.2001, B 1749/00;

26.11.2001, B 901/01). Dieser Rechtsansicht schloss sich der Verwaltungsgerichtshof an (VwGH 23.1.2003,
2000/01/0498 - verst. Sen. und die folgende stRsp., zuletzt VwGH 31.3.2005,2002/20/0582;

30.6.2005, 2002/20/0276; 24.11.2005,2002/20/0377). Nach Ansicht beider Gerichtshofe des offentlichen Rechts gilt
nichts anderes fur das Selbsteintrittsrecht nach Art. 3 Abs. 2 Dublin-V (VfGH 15.10.2004, G 237/03 ua.; 17.6.2005, B
336/05; VwGH 31.5.2005, 2005/20/0095), sodass sich die Rechtsprechung zur alten auf die neue Rechtslage Ubertragen
lasst (VwGH 31.5.2005, 2005/20/0095).30.6.2005, 2002/20/0276; 24.11.2005,2002/20/0377). Nach Ansicht beider
Gerichtshoéfe des offentlichen Rechts gilt nichts anderes fur das Selbsteintrittsrecht nach Artikel 3, Absatz 2, Dublin-V
(VfGH 15.10.2004, G 237/03 ua.; 17.6.2005, B 336/05; VwWGH 31.5.2005,2005/20/0095), sodass sich die Rechtsprechung
zur alten auf die neue Rechtslage Ubertragen lasst (VWGH 31.5.2005, 2005/20/0095).

I1.2.4.4. Moégliche Verletzung des Art. 8 EMRKromisch zwei.2.4.4. Mogliche Verletzung des Artikel 8, EMRK

Familidre Bezuge in Osterreich sind im Verfahren nicht hervorgekommen, ebenso wenig - schon aufgrund der relativ
kurzen Aufenthaltsdauer - schitzenswerte Aspekte des Privatlebens wie beispielsweise eine bereits erfolgte
auBergewdhnliche Integration in Osterreich etwa aufgrund sehr langer Verfahrensdauer (vgl. VfGH 26.02.2007, ZI 1802,
1803/06-11). Derartige Umstande sind auch vom Beschwerdeflhrer zu keinem Zeitpunkt behauptet worden.Familidre
Beziige in Osterreich sind im Verfahren nicht hervorgekommen, ebenso wenig - schon aufgrund der relativ kurzen
Aufenthaltsdauer - schitzenswerte Aspekte des Privatlebens wie beispielsweise eine bereits erfolgte
auBergewdhnliche Integration in Osterreich etwa aufgrund sehr langer Verfahrensdauer vergleiche VfGH 26.02.2007,
Z1 1802, 1803/06-11). Derartige Umstande sind auch vom Beschwerdefiihrer zu keinem Zeitpunkt behauptet worden.

11.2.4.5. Prifung der Sicherheit von Griechenland, mogliche Verletzung von Art. 3 EMRK6misch zwei.2.4.5. Prifung der
Sicherheit von Griechenland, mogliche Verletzung von Artikel 3, EMRK

Der VfGH hat mit Erkenntnis vom 17.06.2005, ZI.B 336/05-11 festgehalten, die Mitgliedstaaten hatten kraft
Gemeinschaftsrecht nicht nachzuprufen, ob ein anderer Mitgliedstaat generell sicher sei, da eine entsprechende
normative Vergewisserung durch die Verabschiedung der Dublin Il VO erfolgt sei, dabei aber gleichzeitig ebenso
ausgefilhrt, dass eine Nachprifung der grundrechtlichen Auswirkungen einer Uberstellung im Einzelfall
gemeinschaftsrechtlich zuldssig und bejahendenfalls das Selbsteintrittsrecht nach Art. 3 Abs. 2 Dublin Il VO zwingend
geboten sei (vgl. hierzu jungst auch Erk. d. VWGH vom 23.1.2007, 2006/01/0949).Der VfGH hat mit Erkenntnis vom
17.06.2005, ZI. B 336/05-11 festgehalten, die Mitgliedstaaten hatten kraft Gemeinschaftsrecht nicht nachzuprifen, ob
ein anderer Mitgliedstaat generell sicher sei, da eine entsprechende normative Vergewisserung durch die
Verabschiedung der Dublin rémisch zwei VO erfolgt sei, dabei aber gleichzeitig ebenso ausgefiihrt, dass eine
Nachpriifung der grundrechtlichen Auswirkungen einer Uberstellung im Einzelfall gemeinschaftsrechtlich zul3ssig und
bejahendenfalls das Selbsteintrittsrecht nach Artikel 3, Absatz 2, Dublin rémisch zwei VO zwingend geboten sei
vergleiche hierzu jingst auch Erk. d. VwGH vom 23.1.2007, 2006/01/0949).

Die Judikatur des VWGH zu den Determinanten dieser Nachprifung lehnt sich richtigerweise an die Rechtsprechung
des EGMR an und lasst sich wie folgt zusammenfassen: Die bloRe Médglichkeit einer dem Art. 3 EMRK
widersprechenden Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder abgeschoben werden soll, gentigt nicht, um die
Abschiebung des Fremden in diesen Staat als unzuldssig erscheinen zu lassen. Wenn keine Gruppenverfolgung oder
sonstige amtswegig zu berlcksichtigende notorische Umstande grober Menschenrechtsverletzungen in
Mitgliedstaaten der EU in Bezug auf Art. 3 EMRK vorliegen (VWGH 27.09.2005, ZI.2005/01/0313), bedarf es zur
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Glaubhaftmachung der genannten Bedrohung oder Gefahrdung konkreter auf den betreffenden Fremden bezogener
Umstande, die gerade in seinem Fall eine solche Bedrohung oder Gefdahrdung im Fall seiner Abschiebung als
wahrscheinlich erscheinen lassen (VWGH 26.11.1999, ZI 96/21/0499, VwGH 09.05.2003, ZI.98/18/0317; vgl. auch VwGH
16.07.2003, ZI.2003/01/0059). Malgeblich ist, ob aufgrund eines solchen Vorbringens eine individuelle
Gefahrenprognose zu treffen ist, wonach der Asylwerber in dem nach der Dublin Il VO zustandigen Mitgliedstaat im
Fall der Berechtigung seines Schutzbegehrens, also der Glaubhaftmachung des von ihm behaupteten
Bedrohungsbildes der realen Gefahr einer unzulassigen Kettenabschiebung in den Herkunftsstaat ausgesetzt ware.Die
Judikatur des VWGH zu den Determinanten dieser Nachprtfung lehnt sich richtigerweise an die Rechtsprechung des
EGMR an und lasst sich wie folgt zusammenfassen: Die blof3e Moglichkeit einer dem Artikel 3, EMRK widersprechenden
Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder abgeschoben werden soll, gentigt nicht, um die Abschiebung des
Fremden in diesen Staat als unzuldssig erscheinen zu lassen. Wenn keine Gruppenverfolgung oder sonstige amtswegig
zu berlcksichtigende notorische Umstande grober Menschenrechtsverletzungen in Mitgliedstaaten der EU in Bezug
auf Artikel 3, EMRK vorliegen (VwWGH 27.09.2005, ZI. 2005/01/0313), bedarf es zur Glaubhaftmachung der genannten
Bedrohung oder Gefahrdung konkreter auf den betreffenden Fremden bezogener Umstande, die gerade in seinem Fall
eine solche Bedrohung oder Gefahrdung im Fall seiner Abschiebung als wahrscheinlich erscheinen lassen (VwGH
26.11.1999, Z196/21/0499, VwGH 09.05.2003, ZI.98/18/0317; vergleiche auch VwGH 16.07.2003, Z1.2003/01/0059).
Malgeblich ist, ob aufgrund eines solchen Vorbringens eine individuelle Gefahrenprognose zu treffen ist, wonach der
Asylwerber in dem nach der Dublin rdmisch zwei VO zustandigen Mitgliedstaat im Fall der Berechtigung seines
Schutzbegehrens, also der Glaubhaftmachung des von ihm behaupteten Bedrohungsbildes der realen Gefahr einer

unzuldssigen Kettenabschiebung in den Herkunftsstaat ausgesetzt ware.

Die Vorlage allgemeiner Berichte ersetzt dieses Erfordernis in der Regel nicht (vgl VWGH 17.02.1998, ZI96/18/0379;
EGMR Mamatkulov & Askarov v Turkei, Rs 46827, 46951/99, 71-77), eine geringe Anerkennungsquote, eine mogliche
Festnahme im Falle einer Uberstellung ebenso eine allfdllige Unterschreitung des verfahrensrechtlichen Standards des
Art. 13 EMRK sind fir sich genommen nicht ausreichend, die Wahrscheinlichkeit einer hier relevanten
Menschenrechtsverletzung darzutun. Relevant ware dagegen etwa das Vertreten von mit der GFK unvertretbaren
rechtlichen Sonderpositionen in einem Mitgliedstaat oder das Vorliegen einer massiv rechtswidrigen
Verfahrensgestaltung im individuellen Fall, wenn der Asylantrag im zustandigen Mitgliedstaat bereits abgewiesen
wurde (Art. 16 Abs 1 lit. e Dublin I VO). Eine ausdriickliche Ubernahmeerklirung des anderen Mitgliedstaates hat in die
Abwagung einzuflieBen (VwWGH 31.03.2005, ZI.2002/20/0582, VwGH 31.05.2005, ZI. 2005/20/0025)Die Vorlage
allgemeiner Berichte ersetzt dieses Erfordernis in der Regel nicht vergleiche VWGH 17.02.1998, ZI. 96/18/0379; EGMR
Mamatkulov & Askarov v Turkei, Rs 46827, 46951/99, 71-77), eine geringe Anerkennungsquote, eine mogliche
Festnahme im Falle einer Uberstellung ebenso eine allfdllige Unterschreitung des verfahrensrechtlichen Standards des
Artikel 13, EMRK sind fir sich genommen nicht ausreichend, die Wahrscheinlichkeit einer hier relevanten
Menschenrechtsverletzung darzutun. Relevant ware dagegen etwa das Vertreten von mit der GFK unvertretbaren
rechtlichen Sonderpositionen in einem Mitgliedstaat oder das Vorliegen einer massiv rechtswidrigen
Verfahrensgestaltung im individuellen Fall, wenn der Asylantrag im zustandigen Mitgliedstaat bereits abgewiesen
wurde (Artikel 16, Absatz eins, Litera e, Dublin romisch zwei VO). Eine ausdruckliche Ubernahmeerklérung des anderen
Mitgliedstaates hat in die Abwagung einzuflieBen (VwGH 31.03.2005, ZI.2002/20/0582, VwGH 31.05.2005, ZI.
2005/20/0025).

Weiterhin hatte das erkennende Gericht folgende Umstande zu berticksichtigen:

Bei entsprechender Haufung von Fallen, in denen in Folge Auslbung des Selbsteintrittsrechts die
gemeinschaftsrechtliche Zustandigkeit nicht effektuiert werden kann, kann eine Gefdhrdung des "effet utile"
Grundsatzes des Gemeinschaftsrechts entstehen.

Zur effektiven Umsetzung des Gemeinschaftsrechts sind alle staatlichen Organe kraft Gemeinschaftsrechts
verpflichtet.

Der Verordnungsgeber der Dublin Il VO, offenbar im Glauben, dass sich alle Mitgliedstaaten untereinander als "sicher"
ansehen kénnen, wodurch auch eine Uberstellung vom einen in den anderen Mitgliedstaat keine realen Risken von
Menschenrechtsverletzungen bewirken kénnte (vgl insbesondere den 2. Erwagungsgrund der Prdambel der Dublin Il
VO), hat keine eindeutigen verfahrens- oder materiellrechtlichen Vorgaben fir solche Falle getroffen hat.Der
Verordnungsgeber der Dublin rémisch zwei VO, offenbar im Glauben, dass sich alle Mitgliedstaaten untereinander als
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"sicher" ansehen kénnen, wodurch auch eine Uberstellung vom einen in den anderen Mitgliedstaat keine realen
Risken von Menschenrechtsverletzungen bewirken kénnte vergleiche insbesondere den 2. Erwagungsgrund der
Praambel der Dublin rémisch zwei VO), hat keine eindeutigen verfahrens- oder materiellrechtlichen Vorgaben fur
solche Falle getroffen hat.

Die allfallige Rechtswidrigkeit von Gemeinschaftsrecht kann nur von den zustandigen gemeinschaftsrechtlichen
Organen, nicht aber von Organen der Mitgliedstaaten rechtsgultig festgestellt werden. Der EGMR hat festgestellt, dass
der Rechtsschutz des Gemeinschaftsrechts regelmafllig den Anforderungen der EMRK entspricht (Bosphorus Airlines v
Irland, Rs 45036/98).

Es bedarf sohin europarechtlich eines im besonderen MaRe substantiierten Vorbringens und des Vorliegens
besonderer vom Antragsteller bescheinigter aulRergewdhnlicher Umstande, um die grundsatzliche europarechtlich
gebotene Annahme der "Sicherheit" der Partnerstaaten der Europaischen Union als einer Gemeinschaft des Rechts im
individuellen Fall erschiittern zu kénnen. Diesem Grundsatz entspricht auch die durch das AsylG 2005 eingefiihrte
gesetzliche Klarstellung des 8 5 Abs 3 AsylG, die Elemente einer Beweislastumkehr enthdlt. Eine Rechtsprechung, die in
bezug auf Mitgliedstaaten der EU faktisch hdhere Anforderungen entwickelte, als jene des EGMR in bezug auf
Drittstaaten ware jedenfalls rechtswidrig.Es bedarf sohin europarechtlich eines im besonderen Mal3e substantiierten
Vorbringens und des Vorliegens besonderer vom Antragsteller bescheinigter auBergewdhnlicher Umstande, um die
grundsatzliche europarechtlich gebotene Annahme der "Sicherheit" der Partnerstaaten der Europdischen Union als
einer Gemeinschaft des Rechts im individuellen Fall erschittern zu kdnnen. Diesem Grundsatz entspricht auch die
durch das AsylG 2005 eingeflhrte gesetzliche Klarstellung des Paragraph 5, Absatz 3, AsylG, die Elemente einer
Beweislastumkehr enthalt. Eine Rechtsprechung, die in bezug auf Mitgliedstaaten der EU faktisch hdhere
Anforderungen entwickelte, als jene des EGMR in bezug auf Drittstaaten ware jedenfalls rechtswidrig.

Im Erk. vom 23.1.2007,2006/01/0949 fihrte der VwGH, auf welches dieser auch im Erk. vom 12.12.2007, ZI
2006/19/1022 verweist, konkret aus:

"...Zum anderen ging es dem Gesetzgeber darum, mit8 5 Abs. 3 AsylG 2005 eine "Beweisregel" zu schaffen, die es - im
Hinblick auf die vom Rat der Europaischen Union vorgenommene normativeVergewisserung - grundsatzlich nicht
notwendig macht, die Sicherheit des Asylwerbers vor "Verfolgung" in dem nach der Dublin- Verordnung zustandigen
Mitgliedstaat (insbesondere gemeint im Sinne der Achtung der Grundsatze des Non-Refoulements durch diesen Staat)
von Amts wegen in Zweifel zu ziehen. Die damit aufgestellte Sicherheitsvermutung ist jedoch widerlegt, wenn
besondere Griinde, die in der Person des Asylwerbers gelegen sind, glaubhaft gemacht werden oder bei der Behorde
offenkundig sind, die fur die reale Gefahr des fehlenden Schutzes vor Verfolgung in diesem Mitgliedstaat
sprechen."...Zum anderen ging es dem Gesetzgeber darum, mit Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005 eine "Beweisregel"
zu schaffen, die es - im Hinblick auf die vom Rat der Europaischen Union vorgenommene normativeVergewisserung -
grundsatzlich nicht notwendig macht, die Sicherheit des Asylwerbers vor "Verfolgung" in dem nach der Dublin-
Verordnung zustandigen Mitgliedstaat (insbesondere gemeint im Sinne der Achtung der Grundsdtze des Non-
Refoulements durch diesen Staat) von Amts wegen in Zweifel zu ziehen. Die damit aufgestellte Sicherheitsvermutung
ist jedoch widerlegt, wenn besondere Griinde, die in der Person des Asylwerbers gelegen sind, glaubhaft gemacht
werden oder bei der Behorde offenkundig sind, die fir die reale Gefahr des fehlenden Schutzes vor Verfolgung in

diesem Mitgliedstaat sprechen.

Die Wendung "in der Person des Asylwerbers gelegene besondere Grunde" gleicht schon ihrem Wortlaut nach dens 4
Abs. 2 AsylG ("Sofern nicht besondere, in der Person des Asylwerbers gelegene Umstande ausnahmsweise flr eine
gegenteilige Annahme sprechen, ist Drittstaatssicherheit in Liechtenstein und der Schweiz jedenfalls gegeben."). Zu
dieser letztgenannten Bestimmung hat der Verfassungsgerichtshof in dem Erkenntnis vom 15. Oktober 2004, G 237/03
u.a. (Punkt l11.1.6.1 der Entscheidungsgriinde), ausgeflhrt, die Regelung durfe nicht eng ausgelegt werden und erfasse
alle Umstande, die sich auf die besondere Situation des einzelnen Asylwerbers auswirken, daher auch solche, die
durch die Anderung der Rechtslage oder der Behérdenpraxis bewirkt werden.Die Wendung "in der Person des
Asylwerbers gelegene besondere Grunde" gleicht schon ihrem Wortlaut nach dem Paragraph 4, Absatz 2, AsylG
("Sofern nicht besondere, in der Person des Asylwerbers gelegene Umstande ausnahmsweise fur eine gegenteilige
Annahme sprechen, ist Drittstaatssicherheit in Liechtenstein und der Schweiz jedenfalls gegeben."). Zu dieser
letztgenannten Bestimmung hat der Verfassungsgerichtshof in dem Erkenntnis vom 15. Oktober 2004, G 237/03 u.a.
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(Punkt romisch drei.1.6.1 der Entscheidungsgrinde), ausgeflihrt, die Regelung durfe nicht eng ausgelegt werden und
erfasse alle Umstande, die sich auf die besondere Situation des einzelnen Asylwerbers auswirken, daher auch solche,
die durch die Anderung der Rechtslage oder der Behérdenpraxis bewirkt werden.

Der Verwaltungsgerichtshof geht - mangels gegenteiliger Anhaltspunkte in den Materialien zum AsylG 2005 - davon
aus, dass diese Auslegung auch fur 8 5 Abs. 3 AsylG 2005 malgeblich ist.Der Verwaltungsgerichtshof geht - mangels
gegenteiliger Anhaltspunkte in den Materialien zum AsylG 2005 - davon aus, dass diese Auslegung auch fur Paragraph
5, Absatz 3, AsylG 2005 mal3geblich ist.

Was die Frage der "Beweislast" anbelangt, so ist vorweg klarzustellen, dass bei Vorliegen "offenkundiger" Grinde (zum
Begriff der "Offenkundigkeit" vgl. 8 45 Abs. 1 AVG und die dazu ergangene Judikatur, beispielsweise zitiert in
Walter/Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze 12 (1998), E 27 zu§ 45 AVG) eine Mitwirkung des Asylwerbers zur
Widerlegung der in 8 5 Abs. 3 AsylG 2005 implizit aufgestellten Vermutung nicht erforderlich istWas die Frage der
"Beweislast" anbelangt, so ist vorweg klarzustellen, dass bei Vorliegen "offenkundiger" Grinde (zum Begriff der
"Offenkundigkeit" vergleiche Paragraph 45, Absatz eins, AVG und die dazu ergangene Judikatur, beispielsweise zitiert
in Walter/Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze 12 (1998), E 27 zu Paragraph 45, AVG) eine Mitwirkung des
Asylwerbers zur Widerlegung der in Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005 implizit aufgestellten Vermutung nicht
erforderlich ist.

Davon abgesehen liegt es aber beim Asylwerber, besondere Grinde, die fir die reale Gefahr eines fehlenden
Verfolgungsschutzes im zustandigen Mitgliedstaat sprechen, vorzubringen und glaubhaft zu machen. Dazu wird es
erforderlich sein, dass der Asylwerber ein ausreichend konkretes Vorbringen erstattet, warum die Verbringung in den
zustandigen Mitgliedstaat gerade fur ihn die reale Gefahr eines fehlenden Verfolgungsschutzes, insbesondere einer
Verletzung von Art. 3 EMRK, nach sich ziehen kénnte, und er die Asylbehdrden davon Uberzeugt, dass der behauptete
Sachverhalt (zumindest) wahrscheinlich ist. Es versteht sich von selbst, dass bei der Beurteilung, ob die geforderte
"Glaubhaftmachung" gelungen ist, der besonderen Situation von Asylwerbern, die haufig keine Moglichkeit der
Beischaffung von entsprechenden Beweisen haben (vgl. dazu auch Punkt 111.2.4. der Entscheidungsgriinde im bereits
zitierte Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes vom 15. Oktober 2004), Rechnung getragen werden muss (in diesem
Sinne auch Fel3l/Holzschuster, Asylgesetz 2005, 226).Davon abgesehen liegt es aber beim Asylwerber, besondere
Grinde, die fur die reale Gefahr eines fehlenden Verfolgungsschutzes im zustandigen Mitgliedstaat sprechen,
vorzubringen und glaubhaft zu machen. Dazu wird es erforderlich sein, dass der Asylwerber ein ausreichend konkretes
Vorbringen erstattet, warum die Verbringung in den zustandigen Mitgliedstaat gerade fur ihn die reale Gefahr eines
fehlenden Verfolgungsschutzes, insbesondere einer Verletzung von Artikel 3, EMRK, nach sich ziehen kdnnte, und er
die Asylbehdrden davon Uberzeugt, dass der behauptete Sachverhalt (zumindest) wahrscheinlich ist. Es versteht sich
von selbst, dass bei der Beurteilung, ob die geforderte "Glaubhaftmachung" gelungen ist, der besonderen Situation
von Asylwerbern, die haufig keine Mdglichkeit der Beischaffung von entsprechenden Beweisen haben vergleiche dazu
auch Punkt rémisch drei.2.4. der Entscheidungsgriinde im bereits zitierte Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes vom
15. Oktober 2004), Rechnung getragen werden muss (in diesem Sinne auch FeRI/Holzschuster, Asylgesetz 2005, 226).

Hat der Asylwerber die oben angesprochenen besonderen Griinde glaubhaft gemacht, ist die dem8 5 Abs. 3 AsylG
2005 immanente Vermutung der im zustandigen Mitgliedstaat gegebenen Sicherheit vor Verfolgung widerlegt. In
diesem Fall sind die Asylbehdrden gehalten, allenfalls erforderliche weitere Erhebungen (auch) von Amts wegen
durchzufthren, um die (nach der Rechtsprechung des EGMR und der Gerichtshofe des offentlichen Rechtes
erforderliche) Prognose, der Asylwerber werde bei Uberstellung in den zustandigen Mitgliedstaat der realen Gefahr
("real risk") einer dem Art. 3 EMRK widersprechenden Behandlung ausgesetzt sein, erstellen zu kdnnen. Diese
Ermittlungspflicht ergibt sich aus § 18 AsylG 2005, die insoweit von§ 5 Abs 3 AsylG 2005 unberuhrt bleibt."Hat der
Asylwerber die oben angesprochenen besonderen Grinde glaubhaft gemacht, ist die dem Paragraph 5, Absatz 3,
AsylG 2005 immanente Vermutung der im zustandigen Mitgliedstaat gegebenen Sicherheit vor Verfolgung widerlegt. In
diesem Fall sind die Asylbehdrden gehalten, allenfalls erforderliche weitere Erhebungen (auch) von Amts wegen
durchzufihren, um die (nach der Rechtsprechung des EGMR und der Gerichtshofe des offentlichen Rechtes
erforderliche) Prognose, der Asylwerber werde bei Uberstellung in den zustandigen Mitgliedstaat der realen Gefahr
("real risk") einer dem Artikel 3, EMRK widersprechenden Behandlung ausgesetzt sein, erstellen zu kdnnen. Diese
Ermittlungspflicht ergibt sich aus Paragraph 18, AsylG 2005, die insoweit von Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005
unberuhrt bleibt."
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Die oa. Ausfiihrungen in Bezug auf die normative Vergewisserung der Sicherheit gelten im Grunde auch flr
Griechenland, auch wenn einzurdumen ist, dass in Bezug auf die Lage von Asylwerbern in Griechenland die
beschriebenen Probleme bestehen. Es ist daher eine Prufung des Vorbringens des BF im Lichte dieser bekannten

Problemfelder geboten.

Im gegenstandlichen Fall dul3erte sich der BF in der in den Punkten 1.1.2. und |.3 beschriebenen Weise zur Lage in
Griechenland.Im gegenstandlichen Fall duBBerte sich der BF in der in den Punkten rémisch eins.1.2. und rémisch eins.3

beschriebenen Weise zur Lage in Griechenland.
Das Vorbringen des BF entspricht jedenfalls nicht einem entsprechend substantiierten Vorbringen.
Konkretisierend wird hierzu Folgendes ausgefihrt:

e Strichaufzahlung

Versorgungslage in Griechenland:

Soweit der BF die Versorgungssituation in Griechenland kritisiert, ist zundchst auf die diesbezuglichen
Landerfeststellungen des Bundesasylamtes hinzuweisen, wonach Asylwerber mit der Asylantragstellung, welche ihnen
bei einer Ruckulberstellung am Flughafen ermoglicht wird, die "rosa Karte" erhalten, womit sie ein Recht auf Unterkunft
und Verpflegung haben, legal einer Beschaftigung nachgehen kénnen und vollen Zugang zur Gesundheitsversorgung
erhalten. Den Feststellungen des Bundesasylamtes zufolge werden Asylwerber in Griechenland auch tatsachlich
versorgt, wobei allerdings erhebliche Kapazitatsprobleme bestehen, sodass die tatsachliche Inanspruchnahme etwa
einer Unterkunft mitunter nicht ohne langere Wartezeiten moglich ist. Zu bertcksichtigen ist hierbei allerdings, dass
neben staatlichen Versorgungseinrichtungen auch humanitdre Organisationen existieren, von denen mittellose
Asylwerber ebenfalls Versorgung und Unterstitzung erhalten.

Die Feststellungen des Bundesasylamtes erhalten auch Bestatigung durch den Bericht des Osterreichischen Roten
Kreuzes und der Caritas Osterreich (The Situation of Persons returned by Austria to Greece under the Dublin
Regulation; Report on a joint Fact-Finding Mission to Greece; May 23rd - 28th 2009, 17.08.2009), zumal sich daraus
ergibt, dass von staatlicher Seite Anstrengungen zur Unterbringung von Dublin-Rickkehrern getroffen werden, wobei
vulnerable Gruppen bzw. "sensible Falle" prioritar behandelt werden, auch Familien staatlicherseits untergebracht und
auch alleinstehende mannliche Personen in griechischen Flichtlingslagern versorgt werden und dass in anderen
Fallen, in welchen keine (zeitnahe) staatliche Unterbringung erfolgt, Versorgungsmoglichkeiten durch (zum Teil
staatlich geférderte) Hilfsorganisationen und private Unterbringungsmaoglichkeiten vorhanden sind. Es kann daher
nicht davon ausgegangen werden, dass Versorgungsleistungen vollig fehlen wirden oder Asylwerber etwa
systematisch davon ausgeschlossen waren und dass Asylwerber, welche nach der Dublin II-VO nach Griechenland
rickuberstellt werden, in Griechenland allgemein in eine existenzielle Notlage geraten wirden; auch aus den in der
Beschwerde angesprochenen Berichten und auch aus dem UNHCR-Positionspapier zu Griechenland ergibt sich
Solches nicht.

Aufgrund des widersprichlichen Vorbringens des BF, wonach er in seiner Erstbefragung am 26.8.2009 ausfuhrte 17 bis
18 Monate in Griechenland aufhaltig gewesen zu sein und in dieser Zeit keinen Asylantrag eingebracht zu haben,
wahrend er am 3.12.2009 bei seiner niederschriftlichen Einvernahme vor einem Organwalter des BAA zu Protokoll gab,
zwar versucht zu haben einen Asylantrag einzubringen, aber es einfach keine Moglichkeit dazu gab, sei angefuhrt, dass
es aus ho. Sicht nicht nachvollziehbar erscheint, weshalb der BF - bei hypothetischer Wahrunterstellung, er habe
tatsachlich in Griechenland versucht einen Asylantrag einzubringen - diesen Umstand nicht bereits bei seiner ersten
Befragung ins Treffen fuhrte.

Das Vorbringen des BF, wonach er in Griechenland auf der StralRe habe leben und in Parks habe schlafen missen und
nicht versorgt worden sei, ist nicht geeignet, die Ladnderfeststellungen des Bundesasylamtes zu erschittern, weil sich
dieses Vorbringen, auf seine Situation als Fremder, der in Griechenland keinen Asylantrag gestellt hatte, bezieht. Diese
Angaben des BF geben keine Auskunft zu der - fallbezogen nunmehr beachtlichen - Situation von Asylwerbern, die
nach einer Ruckulberstellung nach der Dublin 11-VO in Griechenland einen Asylantrag stellen kénnen und dergestalt
Anspruch auf Unterkunft und Versorgung in Griechenland sowie Zugang zum Arbeitsmarkt haben. Aufgrund dieser
Gegebenheiten besteht keine reale Gefahr, dass Asylwerber, die aufgrund der Dublin 1I-VO nach Griechenland
Uberstellt werden, im Hinblick auf die Versorgungssituation in Griechenland allgemein eine Verletzung des Art. 3 EMRK
zu gewartigen hatten.Das Vorbringen des BF, wonach er in Griechenland auf der Stral3e habe leben und in Parks habe



schlafen missen und nicht versorgt worden sei, ist nicht geeignet, die Landerfeststellungen des Bundesasylamtes zu
erschuttern, weil sich dieses Vorbringen, auf seine Situation als Fremder, der in Griechenland keinen Asylantrag
gestellt hatte, bezieht. Diese Angaben des BF geben keine Auskunft zu der - fallbezogen nunmehr beachtlichen -
Situation von Asylwerbern, die nach einer Ruckuberstellung nach der Dublin 1I-VO in Griechenland einen Asylantrag
stellen kénnen und dergestalt Anspruch auf Unterkunft und Versorgung in Griechenland sowie Zugang zum
Arbeitsmarkt haben. Aufgrund dieser Gegebenheiten besteht keine reale Gefahr, dass Asylwerber, die aufgrund der
Dublin 1I-VO nach Griechenland Uberstellt werden, im Hinblick auf die Versorgungssituation in Griechenland allgemein
eine Verletzung des Artikel 3, EMRK zu gewartigen hatten.

Die durch Kapazitatsprobleme bedingten mitunter auch ldngeren Wartezeiten bei der Inanspruchnahme von
Unterkunft und Versorgung koénnen jedoch im Einzellfall bei Asylwerbern, bei denen im Hinblick auf
Gesundheitszustand, personliche Merkmale oder Lebensumstande besondere individuelle Griinde fur die Annahme
einer speziellen Schutzbedurftigkeit bestehen (zB Personen mit Erkrankungen, Familien mit Kleinkindern oder
schwangeren Frauen), zu einer Situation fuhren, in welcher die Ruckuberstellung nach Griechenland im Widerspruch
zu Art. 3 EMRK stehen kann (vgl. dazu die Entscheidungen des Asylgerichtshofes etwa vom 16.11.2009, S14 406.668-
2/2009/4E oder vom 22.10.2009, S14 409.393-1/2009/3E).Die durch Kapazitatsprobleme bedingten mitunter auch
langeren Wartezeiten bei der Inanspruchnahme von Unterkunft und Versorgung kdnnen jedoch im Einzellfall bei
Asylwerbern, bei denen im Hinblick auf Gesundheitszustand, personliche Merkmale oder Lebensumstande besondere
individuelle Grande fir die Annahme einer speziellen Schutzbedurftigkeit bestehen (zB Personen mit Erkrankungen,
Familien mit Kleinkindern oder schwangeren Frauen), zu einer Situation fuhren, in welcher die Ruckuberstellung nach
Griechenland im Widerspruch zu Artikel 3, EMRK stehen kann vergleiche dazu die Entscheidungen des
Asylgerichtshofes etwa vom 16.11.2009, S14 406.668-2/2009/4E oder vom 22.10.2009, S14 409.393-1/2009/3E).

Es ist daher zu fragen, welche Folgen im Fall des Beschwerdefihrers vor dem Hintergrund dieser - auch mit
Wartezeiten einhergehenden - Versorgungslage im Falle seiner Ricktberstellung nach Griechenland zu erwarten sind.
Der Beschwerdeftihrer hatte als "Dublin-Riickkehrer" die Moglichkeit der Stellung eines Asylantrages am Ankunftsort
und somit auch des unmittelbaren Zuganges zur "rosa Karte", die wiederum vollen Zugang zu den (medizinischen -
siehe unten-) Versorgungseinrichtungen und zum Arbeitsmarkt gewahrt. Dadurch sollte es dem Beschwerdefihrer
jedenfalls moglich sein, - gegebenenfalls durch Aufnahme einer legalen Beschaftigung - zumindest seinen notwendigen
Lebensunterhalt zu bestreiten.

Zwar hat der BF angegeben, er sei in Griechenland obdachlos gewesen, doch beziehen sich diese Angaben des BF auf
eine Zeit in Griechenland, in der der Beschwerdefihrer mangels Asylantragstellung keinen Anspruch auf Unterkunft
und Versorgung sowie Zugang zum Arbeitsmarkt gehabt hat.

Mit der Ermdglichung der Stellung eines Asylantrages in Griechenland bei einer Ruckiberstellung nach Griechenland
erhadlt der BF jedoch einen Versorgungsanspruch und er kann in Griechenland auch legal einer Beschaftigung
nachgehen und dergestalt seinen Lebensunterhalt in Griechenland bestreiten.

Es sei an dieser Stelle auch darauf hinzweisen, dass der BF angab, bereits vor seiner weiterreise nach Osterreich
mehrere Monate in Griechenland aufhdltig gewesen zu sein und war er hierbei offensichtlich in der Lage, seine
dringendsten Lebensbedurfnisse zu decken.

Es ist daher davon auszugehen, dass vor dem Hintergrund der individuellen Uberlebensféhigkeiten des BF und den in
Griechenland vorzufindenden Verhdltnissen der BF in der Lage ist seine dringendsten Lebensbedurfnisse so weit zu
befriedigen, dass er nicht in eine dauerhaft ausweglose Lage gedrangt wird.

Vor diesem Hintergrund kommen Beflirchtungen, der BF kdnnte bei einer Rucklberstellung nach Griechenland in eine
ausweglose Situation geraten, nicht auf. Mit einer - seine elementaren Lebensbedulrfnisse abdeckenden -
(Grund)Versorgung, sei es auch durch Hilfsorganisationen oder kirchliche Einrichtungen, kann der BF bei einer
Rickuberstellung nach Griechenland jedenfalls rechnen. Im Fall des BF, bei dem im Hinblick auf Gesundheitszustand,
persénliche Merkmale oder Lebensumstdnde besondere individuelle Grinde fir die Annahme einer speziellen
Schutzbedurftigkeit nicht bestehen, kann jedenfalls nicht davon ausgegangen werden, dass in Griechenland seine
elementarsten Grundbediirfnisse und allenfalls sogar sein Uberleben in Frage gestellt waren. Es ist vielmehr davon
auszugehen, dass der BF im Falle einer Ruckuberstellung nach Griechenland die ihm dort zustehenden (medizinischen)



Versorgungs- Unterkunfts- und Sozialleistungen, allenfalls unter Einhaltung einer dem Beschwerdeflhrer aber
aufgrund seiner personlichen Situation zumutbaren ldngeren Wartezeit, erhalten wird, wenn er sie in Anspruch

nehmen will.

Auch (bzw. gerade fur) ruckuberstellte alleinstehende, junge und gesunde Manner - wie den BF - bestehen in
Griechenland nach dem Gesagten jedenfalls Méglichkeiten, ihre elementarsten Grundbedtrfnisse, wie Nahrung und
Unterkunft, zu decken. Fallbezogen kann daher aufgrund der personlichen Situation des Beschwerdefihrers kein "real
risk" erkannt werden, dass der Beschwerdefiihrer im Hinblick auf die Versorgung und Unterbringung in Griechenland
in eine Art. 3 EMRK widersprechende Situation geraten kénnte (vgl. auch die Zulassigkeitsentscheidung des EGMR vom
2.12.2008 in der Rechtssache 32733/08 [K.R.S. gegen das Vereinigte Kénigreich], in welcher der EGMR die Uberstellung
eines iranischen Asylwerbers vom Vereinigten Kdnigreich nach Griechenland als mit [Art. 3] der EMRK im Einklang
stehend befunden hat, obwohl dem EGMR das UNHCR-Positionspapier vom 15.04.2008 vorgelegen hat, in welchem die
Aufnahmebedingungen in Griechenland seitens des UNHCR als problematisch bewertet worden waren).Auch (bzw.
gerade fir) ricktberstellte alleinstehende, junge und gesunde Manner - wie den BF - bestehen in Griechenland nach
dem Gesagten jedenfalls Moglichkeiten, ihre elementarsten Grundbedirfnisse, wie Nahrung und Unterkunft, zu
decken. Fallbezogen kann daher aufgrund der persénlichen Situation des Beschwerdeflihrers kein "real risk" erkannt
werden, dass der Beschwerdeflhrer im Hinblick auf die Versorgung und Unterbringung in Griechenland in eine Artikel
3, EMRK widersprechende Situation geraten kdnnte vergleiche auch die Zulassigkeitsentscheidung des EGMR vom
2.12.2008 in der Rechtssache 32733/08 [K.R.S. gegen das Vereinigte Kénigreich], in welcher der EGMR die Uberstellung
eines iranischen Asylwerbers vom Vereinigten Kdnigreich nach Griechenland als mit ["Art". 3] der EMRK im Einklang
stehend befunden hat, obwohl dem EGMR das UNHCR-Positionspapier vom 15.04.2008 vorgelegen hat, in welchem die
Aufnahmebedingungen in Griechenland seitens des UNHCR als problematisch bewertet worden waren).

e Strichaufzahlung
Vorgebrachte Mangel im Asylverfahren

Soweit Probleme wie oben dargelegt beim Zugang zum Asylverfahren in Griechenland angesprochen werden, ist
aufgrund der Feststellungen des Bundesasylamtes davon auszugehen, dass Asylwerber, welche - wie der BF - im
Rahmen der Dublin 1I-VO nach Griechenland Uberstellt werden, vollen Zugang zum griechischen Asylverfahren haben,
zumal sie bei der Ankunft (am Flughafen) die Moglichkeit der Asylantragstellung mit Ausfolgung der "rosa Karte"
erhalten (vgl. auch den bereits angesprochenen Bericht des Osterreichischen Roten Kreuzes/Caritas Osterreich vom
17.08.2009). Es ist nicht davon auszugehen, dass der BF als Riickuberstellter nach der Dublin [I-VO nicht in der Situation
ware, einen Asylantrag bei der Athener Asylbehorde stellen zu muissen. Es ist daher zu erwarten, dass der BF, der in
Griechenland bisher noch keinen Asylantrag gestellt hat, von Problemen beim Zugang zum griechischen Asylverfahren
nicht betroffen sein wird.Soweit Probleme wie oben dargelegt beim Zugang zum Asylverfahren in Griechenland
angesprochen werden, ist aufgrund der Feststellungen des Bundesasylamtes davon auszugehen, dass Asylwerber,
welche - wie der BF - im Rahmen der Dublin [I-VO nach Griechenland Uberstellt werden, vollen Zugang zum
griechischen Asylverfahren haben, zumal sie bei der Ankunft (am Flughafen) die Moglichkeit der Asylantragstellung mit
Ausfolgung der "rosa Karte" erhalten vergleiche auch den bereits angesprochenen Bericht des Osterreichischen Roten
Kreuzes/Caritas Osterreich vom 17.08.2009). Es ist nicht davon auszugehen, dass der BF als Rickiiberstellter nach der
Dublin [I-VO nicht in der Situation ware, einen Asylantrag bei der Athener Asylbehorde stellen zu mussen. Es ist daher
zu erwarten, dass der BF, der in Griechenland bisher noch keinen Asylantrag gestellt hat, von Problemen beim Zugang
zum griechischen Asylverfahren nicht betroffen sein wird.

Der Umstand, dass im vorliegenden Fall die Zustimmung Griechenlands nicht ausdricklich, sondern durch Verfristung
erfolgte, gibt keinen Grund zu der Annahme, dass Griechenland dem BF rechtswidriger weise den Zugang zum
Asylverfahren verweigern kdnnte, zumal es einer zusatzlichen "ausdricklichen Zustimmungserklarung" Griechenlands
im Falle einer - wie fallbezogen - durch Verfristung eingetretenen Zustandigkeit fur die Aufnahmeverpflichtung nicht
bedarf. Die Moglichkeit der Einholung einer Bestdtigung des zustandigen Mitgliedsstaates iSv Art. 10 Abs. 2
Durchfilhrungsverordnung, wonach die sich aus der Uberschreitung der Antwortfrist ergebende Verantwortung
anerkannt wird, besteht zusatzlich und fakultativ und andert nichts an der bereits eingetretenen Zustandigkeit und
Aufnahmeverpflichtung.Der Umstand, dass im vorliegenden Fall die Zustimmung Griechenlands nicht ausdrticklich,
sondern durch Verfristung erfolgte, gibt keinen Grund zu der Annahme, dass Griechenland dem BF rechtswidriger

weise den Zugang zum Asylverfahren verweigern koénnte, zumal es einer zusatzlichen "ausdricklichen



Zustimmungserklarung" Griechenlands im Falle einer - wie fallbezogen - durch Verfristung eingetretenen Zustandigkeit
far die Aufnahmeverpflichtung nicht bedarf. Die Mdglichkeit der Einholung einer Bestdtigung des zustandigen
Mitgliedsstaates iSv Artikel 10, Absatz 2, Durchfihrungsverordnung, wonach die sich aus der Uberschreitung der
Antwortfrist ergebende Verantwortung anerkannt wird, besteht zusatzlich und fakultativ und andert nichts an der
bereits eingetretenen Zustandigkeit und Aufnahmeverpflichtung.

Soweit die Gefahr einer Refoulementverletzung (durch Kettenabschiebung) zumindest indirekt insofern geduf3ert wird,
als der BF ausfuhrte in Griechenland einen Zettel erhalten zu haben, mit welchem er zum Verlassen des
Hoheitsgebietes aufgefordert worden sei (AS 145), ist einerseits darauf hinzuweisen, dass der BF in Griechenland
keinen Asylantrag eingebracht hat und illegal, schlepperunterstitzt in Griechenland einreiste, andererseits ist auf das
bereits angesprochene Urteil des EGMR vom 2.12.2008 in der Rechtssache 32733/08 [K.R.S. gegen das Vereinigte
Kénigreich] hinzuweisen, wonach bei einer Rickuberstellung eines Asylsuchenden nach Griechenland keine reale
Gefahr einer (Ketten)Abschiebung im Sinn des Art. 3 EMRK besteht. Auch aus den Landerfeststellungen des
Bundesasylamtes (vgl. oben Punkt 1.2. bzw. S 24ff des angefochtenen Bescheides), die auf verldsslichen und
unzweifelhaften Quellen anerkannter Einrichtungen basieren, ergibt sich, dass das Prinzip des Non-Refoulement in
Griechenland in Recht und Praxis beachtet wird und sohin keine reale Gefahr der ungepriften - direkten oder
indirekten - Abschiebung des BF in seinen Herkunftsstaat besteht. Zwar schildert der in der Beschwerde
angesprochene bzw. beigelegte Bericht des Greek Council for Refugees vom Juni 2009 sechs bzw. sieben Falle
angeblich durchgefihrter bzw. drohender Abschiebungen (wahrend eines laufenden Asylverfahrens) aus Griechenland
in die TUrkei bzw. in die Herkunftsstaaten Irak, Afghanistan bzw. Pakistan. Dartber hinaus wurde auch vom EGMR eine
Verletzung grundlegender Menschenrechte von Asylwerbern durch Griechenland in Einzelfallen ersichtlich gemacht (z.
B. EGMR 11.06.2009, 53541/07, S. D./Griechenland). Doch ist auch hier zu fragen, was daraus flir den konkreten Fall
folgt bzw. ob sich daraus fur den Beschwerdeflhrer ein - Uber eine bloRe Méglichkeit hinausgehendes - ausreichend
substantiiertes "real risk" ergibt, trotz Berechtigung seines Schutzbegehrens der Gefahr einer - direkten oder
indirekten - Abschiebung seinen Herkunftsstaat ausgesetzt zu sein. Diese Gefahrenprognose hat sich neben
verfahrensrechtlichen und faktischen Aspekten auf die persénliche Situation des BF in Relation zur allgemeinen
Menschenrechtslage in Griechenland zu beziehen. In dieser Hinsicht fallt ins Gewicht, dass - wie oben ausgefihrt -
davon auszugehen ist, dass die derzeit geltende griechische Asylrechtslage und die Verfahrensgestaltung sowie die
Asylpraxis grundsatzlich gewahrleisten, dass Asylwerber in Griechenland nicht ohne gehdrige Prifung ihrer Asyl- und
Refoulementgriinde - im Wege dritter Staaten - in unsichere Herkunftsstaaten abgeschoben werden und der
Beschwerdefiihrer nach einer Riickiberstellung nach der Dublin [I-VO jedenfalls Zugang zu einem Asylverfahren und
zu einer Refoulementprifung in Griechenland hat. Zu beachten ist ferner, dass Griechenland gegenwartig in der Praxis
keine Abschiebungen in problematische Herkunftsstaaten wie Afghanistan, Iran, Irak, Somalia oder Sudan durchfuhrt
(vgl. dazu die Entscheidung des EGMR vom 02.12.2008 in der Rechtssache 32733/08) und keine konkreten
Anhaltspunkte bestehen, dass Griechenland diese Praxis in Kirze zu andern beabsichtigt. Ausgehend von diesen
Erwagungen und angesichts der sehr hohen Anzahl von Asylwerbern in Griechenland ergibt sich aus der
Dokumentation von Einzellfallen einer rechtswidrigen Verbringung von Asylwerbern von Griechenland in die Turkei im
konkreten Fall des Beschwerdefiihrers kein - Uber eine bloRBe Moglichkeit hinausgehendes - ausreichend
substantiiertes "real risk", dass der Beschwerdeflhrer der Gefahr einer - direkten oder indirekten - Abschiebung in
seinen Herkunftsstaat ausgesetzt ist. Auch UNHCR raumt im genannten Themenpapier vom Dezember 2009 ein, dass
keine unzuldssigen Kettenabschiebungen in die Turkei beobachtet wurden.Soweit die Gefahr einer
Refoulementverletzung (durch Kettenabschiebung) zumindest indirekt insofern geduRert wird, als der BF ausfuhrte in
Griechenland einen Zettel erhalten zu haben, mit welchem er zum Verlassen des Hoheitsgebietes aufgefordert worden
sei (AS 145), ist einerseits darauf hinzuweisen, dass der BF in Griechenland keinen Asylantrag eingebracht hat und
illegal, schlepperunterstutzt in Griechenland einreiste, andererseits ist auf das bereits angesprochene Urteil des EGMR
vom 2.12.2008 in der Rechtssache 32733/08 [K.R.S. gegen das Vereinigte Konigreich] hinzuweisen, wonach bei einer
Ruckuberstellung eines Asylsuchenden nach Griechenland keine reale Gefahr einer (Ketten)Abschiebung im Sinn des
Artikel 3, EMRK besteht. Auch aus den Landerfeststellungen des Bundesasylamtes vergleiche oben Punkt romisch
eins.2. bzw. S 24ff des angefochtenen Bescheides), die auf verlasslichen und unzweifelhaften Quellen anerkannter
Einrichtungen basieren, ergibt sich, dass das Prinzip des Non-Refoulement in Griechenland in Recht und Praxis
beachtet wird und sohin keine reale Gefahr der ungepruften - direkten oder indirekten - Abschiebung des BF in seinen
Herkunftsstaat besteht. Zwar schildert der in der Beschwerde angesprochene bzw. beigelegte Bericht des Greek



Council for Refugees vom Juni 2009 sechs bzw. sieben Falle angeblich durchgefihrter bzw. drohender Abschiebungen
(wahrend eines laufenden Asylverfahrens) aus Griechenland in die Tirkei bzw. in die Herkunftsstaaten Irak,
Afghanistan bzw. Pakistan. Dartber hinaus wurde auch vom EGMR eine Verletzung grundlegender Menschenrechte
von Asylwerbern durch Griechenland in Einzelfdllen ersichtlich gemacht (z. B. EGMR 11.06.2009, 53541/07, S.
D./Griechenland). Doch ist auch hier zu fragen, was daraus fur den konkreten Fall folgt bzw. ob sich daraus fir den
BeschwerdefUhrer ein - Uber eine bloBe Mdglichkeit hinausgehendes - ausreichend substantiiertes "real risk" ergibt,
trotz Berechtigung seines Schutzbegehrens der Gefahr einer - direkten oder indirekten - Abschiebung seinen
Herkunftsstaat ausgesetzt zu sein. Diese Gefahrenprognose hat sich neben verfahrensrechtlichen und faktischen
Aspekten auf die personliche Situation des BF in Relation zur allgemeinen Menschenrechtslage in Griechenland zu
beziehen. In dieser Hinsicht fallt ins Gewicht, dass - wie oben ausgeflhrt - davon auszugehen ist, dass die derzeit
geltende griechische Asylrechtslage und die Verfahrensgestaltung sowie die Asylpraxis grundsatzlich gewahrleisten,
dass Asylwerber in Griechenland nicht ohne gehérige Prifung ihrer Asyl- und Refoulementgrinde - im Wege dritter
Staaten - in unsichere Herkunftsstaaten abgeschoben werden und der Beschwerdefiihrer nach einer Ruckuberstellung
nach der Dublin II-VO jedenfalls Zugang zu einem Asylverfahren und zu einer Refoulementprifung in Griechenland hat.
Zu beachten ist ferner, dass Griechenland gegenwartig in der Praxis keine Abschiebungen in problematische
Herkunftsstaaten wie Afghanistan, Iran, Irak, Somalia oder Sudan durchfiihrt vergleiche dazu die Entscheidung des
EGMR vom 02.12.2008 in der Rechtssache 32733/08) und keine konkreten Anhaltspunkte bestehen, dass Griechenland
diese Praxis in Kurze zu andern beabsichtigt. Ausgehend von diesen Erwagungen und angesichts der sehr hohen
Anzahl von Asylwerbern in Griechenland ergibt sich aus der Dokumentation von Einzellfdllen einer rechtswidrigen
Verbringung von Asylwerbern von Griechenland in die Turkei im konkreten Fall des Beschwerdefihrers kein - Uber
eine bloRBe Moglichkeit hinausgehendes - ausreichend substantiiertes "real risk", dass der Beschwerdeflhrer der
Gefahr einer - direkten oder indirekten - Abschiebung in seinen Herkunftsstaat ausgesetzt ist. Auch UNHCR rdumt im
genannten Themenpapier vom Dezember 2009 ein, dass keine unzulassigen Kettenabschiebungen in die Turkei
beobachtet wurden.

Der BeschwerdefUhrer hat kein ausreichend substantiiertes Vorbringen erstattet, aus welchem sich in seinem Fall die
reale Gefahr einer unzulassigen (Ketten)Abschiebung aus Griechenland ergeben wirde.

Auch aus dem der Entscheidungsfindung durch die Erstbehérde bericksichtigten Bericht des Greek Council for
Refugees vom Juni 2009 ergibt sich nicht, dass Angehdrige der Nationaliat bzw. der Volksgruppe des BF im Allgemeinen
bzw. der BF im Besonderen einer speziellen Gefahrdung ausgesetzt waren. In diesem Zusammenhang ist auch auf die
in den Feststellungen des Bundesasylamtes angesprochene Fact-Finding-Mission der schwedischen Migrationsbehdrde
hinzuweisen, der zufolge die Untersuchung von 26 Fallen, in welchen eine Ruckuberstellung von Schweden im Rahmen
eines "Dublin-Verfahrens" nach Griechenland erfolgt war, ergab, dass in allen 26 Fallen ein inhaltliches Asylverfahren in
Griechenland anhéngig und keine Kettenabschiebung erfolgt war (Schwedisches Migrationsamt:

Richtlinien des Generaldirektors betreffend die Anwendung der Dublin-Verordnung im Verhéltnis zu Griechenland
[Ubersetzung aus dem Schwedischen] 07.05.2008).

Soweit Uber (illegale) unmittelbare Zurlckweisungen von Fremden, die Gber den Landweg aus dem Drittstaat Turkei
nach Griechenland einreisen, in die Turkei und Uber dergestalt drohende Kettenabschiebungen in unsichere
Herkunftsstaaten berichtet wird, sind davon "Dublin-Rickkehrer" nicht betroffen, zumal diese nicht Uber einen
Drittstaat nach Griechenland gelangen. Ebenso wird hier nochmals darauf verwiesen, dass UNHCR im beschriebenen
Beobachtungszeitraum keine illegalen Kettenabschiebungen in die Turkei feststellen konnte. Abgesehen davon besteht
gegebenenfalls die Moglichkeit, konkret drohende oder eingetretene Menschenrechtsverletzungen bei den
zustandigen Behorden in Griechenland und letztlich beim Europaischen Gerichtshof fur Menschenrechte geltend zu
machen.

Da der Beschwerdefiihrer in Griechenland noch keinen Asylantrag gestellt hat, stellen sich Uberlegungen zu einem
moglichen Verfahrensausgang und zu einer mdglichen Abschiebung dartber hinaus auch als reine, durch nichts
belegte Spekulationen dar, welche schon von daher nicht geeignet sind, ein reales Risiko einer Verletzung des Art. 3
EMRK aufzuzeigen.Da der Beschwerdefihrer in Griechenland noch keinen Asylantrag gestellt hat, stellen sich
Uberlegungen zu einem méglichen Verfahrensausgang und zu einer méglichen Abschiebung dariiber hinaus auch als
reine, durch nichts belegte Spekulationen dar, welche schon von daher nicht geeignet sind, ein reales Risiko einer
Verletzung des Artikel 3, EMRK aufzuzeigen.



e Strichaufzéhlung
Misshandlung durch Polizei

Soweit in der Beschwerde darauf hingewiesen wird, dass es zu Misshandlungen von Asylwerbern durch die griechische
Polizei gekommen sei bzw. der BF sehr vage ausfihrt, selber Opfer einer Misshandlung geworden zu sein, ist
festzuhalten, dass sich weder aus dem Beschwerdevorbringen noch aus anderen gerichtsnotorischen Quellen ein
allgemeines, systematisches gewaltbereites Vorgehen (der griechischen Polizei) gegen Asylwerber ergibt. Auch aus den
diesbeziglichen Feststellungen des Bundesasylamtes folgt, dass es zwar zu Fehlverhalten griechischer
Behdrdenorgane gegeniiber Asylwerbern gekommen ist, dass aber keine systematischen Ubergriffe auf Asylwerber in
Griechenland erfolgen. Nichts deutet darauf hin, dass der BF nach einer Rickuberstellung nach Griechenland nach der
Dublin 1I-VO konkret Opfer polizeilicher Ubergriffe wird. Dariiber hinaus besteht ein "real risk" einer Verletzung des Art.
3 EMRK auch deshalb nicht, weil der BF jedenfalls die Méglichkeit hat, diesbezlglich den Rechtsweg zu beschreiten.
Gegen etwaige Ubergriffe der Polizei, wie sie auch der BF behauptet hat, bestehen den Feststellungen des
Bundesasylamtes (oben Punkt 1.2.) zufolge entsprechende Rechtsschutzmdéglichkeiten. Es sind auch keine konkreten
Anhaltspunkte dafir hervorgekommen, dass seitens griechischer Behdrden und Gerichte effektiver Schutz nicht zur
Verflgung gestellt wirde bzw. die die Effektivitat der (Rechts)Schutzeinrichtungen in Griechenland in Frage stellen
kénnten.Soweit in der Beschwerde darauf hingewiesen wird, dass es zu Misshandlungen von Asylwerbern durch die
griechische Polizei gekommen sei bzw. der BF sehr vage ausfihrt, selber Opfer einer Misshandlung geworden zu sein,
ist festzuhalten, dass sich weder aus dem Beschwerdevorbringen noch aus anderen gerichtsnotorischen Quellen ein
allgemeines, systematisches gewaltbereites Vorgehen (der griechischen Polizei) gegen Asylwerber ergibt. Auch aus den
diesbeziglichen Feststellungen des Bundesasylamtes folgt, dass es zwar zu Fehlverhalten griechischer
Behérdenorgane gegeniiber Asylwerbern gekommen ist, dass aber keine systematischen Ubergriffe auf Asylwerber in
Griechenland erfolgen. Nichts deutet darauf hin, dass der BF nach einer Rickuberstellung nach Griechenland nach der
Dublin 1I-VO konkret Opfer polizeilicher Ubergriffe wird. Dariiber hinaus besteht ein "real risk" einer Verletzung des
Artikel 3, EMRK auch deshalb nicht, weil der BF jedenfalls die Mdoglichkeit hat, diesbeziglich den Rechtsweg zu
beschreiten. Gegen etwaige Ubergriffe der Polizei, wie sie auch der BF behauptet hat, bestehen den Feststellungen des
Bundesasylamtes (oben Punkt rémisch eins.2.) zufolge entsprechende Rechtsschutzmdéglichkeiten. Es sind auch keine
konkreten Anhaltspunkte dafur hervorgekommen, dass seitens griechischer Behérden und Gerichte effektiver Schutz
nicht zur Verfigung gestellt wirde bzw. die die Effektivitat der (Rechts)Schutzeinrichtungen in Griechenland in Frage
stellen kénnten.

e Strichaufzahlung
Empfehlung von UNHCR

Der UNHCR hat empfohlen, von RuckUberstellungen Asylsuchender nach Griechenland in Anwendung der Dublin 1I-VO
Abstand zu nehmen, und es wird von NGOs Kritik an verschiedenen Aspekten des griechischen Asylverfahrens und des
Umgangs mit Asylwerbern gelbt und es kommt einer UNHCR-Empfehlung Indizwirkung zu (vgl. etwa VwGH
16.01.2008, 2006/19/0182). Ausgehend von den obigen AusfUhrungen zur Situation flr Asylsuchende in Griechenland
in  Recht und Praxis, besteht jedoch nach der gegenwartigen Berichtslage unter Einbeziehung des
Beschwerdevorbringens keine Grundlage dafiir, Uberstellungen nach Griechenland nach der Dublin 1I-VO im Lichte der
EMRK allgemein fUr unzulassig zu erklaren. Vielmehr ist eine Einzellfallprifung durchzufiihren, in welcher sich bei
Vorliegen einer - im Fall des Beschwerdeflihrers jedoch nicht gegebenen - speziellen Schutzbedurftigkeit eines
Asylwerbers die reale Gefahr einer Verletzung des Art. 3 EMRK bei einer Verbringung nach Griechenland ergeben kann.
Diese Beurteilung des Asylgerichtshofes (dass die Uberstellung von Asylwerbern nach der Dublin 1I-VO gegenwaértig
nicht allgemein als unzuldssig angesehen werden kann) wird auch vom Verfassungsgerichtshof geteilt (vgl. etwa die
Beschlisse des VfGH vom 28.04.2009, U 1080/09-3 und 27.04.2009, U 1111/08-7, mit welchen die Behandlung von
Beschwerden gegen die hg. Erkenntnisse des Asylgerichtshofes vom 27.02.2009, GZ: S6 404.605 bis 607, und vom
23.10.2008, GZ: S4 402.100 abgelehnt wurde, wobei die genannten hg. Erkenntnisse Zustandigkeitsentscheidungen
nach 8 5 AsylG und Ausweisungen nach Griechenland betrafen). Auch der englische Court of Appeal (Urteil vom
14.05.2008 in der Rechtssache Nassari ([2008] EWCA Civ 464) und der schwedische Oberste Gerichtshof fir
Migrationssachen (Urteil in der Rechtssache UM200397-08 [Oktober 2008]) haben Uberstellungen nach Griechenland
grundsatzlich fur zuldssig erachtet. Dariiber hinaus hat der EGMR in der Entscheidung vom 02.12.2008 in der
Rechtssache 32733/08 die Uberstellung eines iranischen Asylwerbers vom Vereinigten Kénigreich nach Griechenland
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als mit der EMRK im Einklang stehend befunden. In diesem Zusammenhang ist zu vorliegenden Entscheidungen
deutscher Verwaltungsgerichte festzuhalten, dass es sich auch hier um Entscheidungen anhand konkreter Einzellfalle
handelt, welche einen Riickschluss auf eine generelle Unzul3ssigkeit der Uberstellung nach Griechenland, oder gar auf
die Unzulassigkeit einer solchen im vorliegenden Fall, nicht zulassen. Dazu kommt, dass es grundsatzlich den
europdischen Organen, insbesondere zunachst der Europaischen Kommission obliegt, bei allgemeinen Mangeln im
Asylwesen eines Mitgliedstaates tatig zu werden, wenngleich dies mitgliedstaatliche Organe nicht von der Verpflichtung
entbindet, bei einer Verletzung von Bestimmungen der EMRK das Selbsteintrittrecht auszulben. Ein derzeit
anhangiges bzw. eingeleitetes Mahn- oder Vertragsverletzungsverfahren gegen Griechenland ist allerdings nicht
bekannt. Vielmehr hat die Europaische Kommission ihre Klage gegen Griechenland im Zusammenhang mit der
Umsetzung von Art. 16 der Dublin 1I-VO vor dem Europdischen Gerichtshof zuriickgezogen, das diesbeziigliche
Verfahren zu C-130/08 wurde mit Entscheidung des Prasidenten des EuGH vom 22.10.2008 eingestellt. Aus dem
Umstand der Anordnung einer vorldufigen MaBnahme nach Art. 39 der Verfahrensordnung durch den EGMR allein
ergibt noch nicht, dass die Ruckuberstellung von Asylsuchenden nach Griechenland in Anwendung der Dublin [I-VO (im
Allgemeinen) der EMRK entgegen steht.Der UNHCR hat empfohlen, von RuckUberstellungen Asylsuchender nach
Griechenland in Anwendung der Dublin II-VO Abstand zu nehmen, und es wird von NGOs Kritik an verschiedenen
Aspekten des griechischen Asylverfahrens und des Umgangs mit Asylwerbern getbt und es kommt einer UNHCR-
Empfehlung Indizwirkung zu vergleiche etwa VwGH 16.01.2008, 2006/19/0182). Ausgehend von den obigen
Ausfihrungen zur Situation fur Asylsuchende in Griechenland in Recht und Praxis, besteht jedoch nach der
gegenwartigen Berichtslage unter Einbeziehung des Beschwerdevorbringens keine Grundlage dafiir, Uberstellungen
nach Griechenland nach der Dublin II-VO im Lichte der EMRK allgemein fur unzuldssig zu erklaren. Vielmehr ist eine
Einzellfallprifung durchzufuhren, in welcher sich bei Vorliegen einer - im Fall des Beschwerdefuhrers jedoch nicht
gegebenen - speziellen Schutzbedurftigkeit eines Asylwerbers die reale Gefahr einer Verletzung des Artikel 3, EMRK bei
einer Verbringung nach Griechenland ergeben kann. Diese Beurteilung des Asylgerichtshofes (dass die Uberstellung
von Asylwerbern nach der Dublin 1I-VO gegenwartig nicht allgemein als unzulassig angesehen werden kann) wird auch
vom Verfassungsgerichtshof geteilt vergleiche etwa die Beschliisse des VfGH vom 28.04.2009, U 1080/09-3 und
27.04.2009, U 1111/08-7, mit welchen die Behandlung von Beschwerden gegen die hg. Erkenntnisse des
Asylgerichtshofes vom 27.02.2009, GZ: S6 404.605 bis 607, und vom 23.10.2008, GZ: S4 402.100 abgelehnt wurde,
wobei die genannten hg. Erkenntnisse Zustandigkeitsentscheidungen nach Paragraph 5, AsylG und Ausweisungen
nach Griechenland betrafen). Auch der englische Court of Appeal (Urteil vom 14.05.2008 in der Rechtssache Nassari
([2008] EWCA Civ 464) und der schwedische Oberste Gerichtshof fur Migrationssachen (Urteil in der Rechtssache
UM200397-08 [Oktober 2008]) haben Uberstellungen nach Griechenland grundsétzlich filr zuldssig erachtet. Dariiber
hinaus hat der EGMR in der Entscheidung vom 02.12.2008 in der Rechtssache 32733/08 die Uberstellung eines
iranischen Asylwerbers vom Vereinigten Konigreich nach Griechenland als mit der EMRK im Einklang stehend
befunden. In diesem Zusammenhang ist zu vorliegenden Entscheidungen deutscher Verwaltungsgerichte festzuhalten,
dass es sich auch hier um Entscheidungen anhand konkreter Einzellfalle handelt, welche einen Rickschluss auf eine
generelle Unzulissigkeit der Uberstellung nach Griechenland, oder gar auf die Unzuldssigkeit einer solchen im
vorliegenden Fall, nicht zulassen. Dazu kommt, dass es grundsatzlich den europadischen Organen, insbesondere
zunachst der Europaischen Kommission obliegt, bei allgemeinen Mangeln im Asylwesen eines Mitgliedstaates tatig zu
werden, wenngleich dies mitgliedstaatliche Organe nicht von der Verpflichtung entbindet, bei einer Verletzung von
Bestimmungen der EMRK das Selbsteintrittrecht auszutiben. Ein derzeit anhangiges bzw. eingeleitetes Mahn- oder
Vertragsverletzungsverfahren gegen Griechenland ist allerdings nicht bekannt. Vielmehr hat die Europdische
Kommission ihre Klage gegen Griechenland im Zusammenhang mit der Umsetzung von Artikel 16, der Dublin [I-VO vor
dem Europaischen Gerichtshof zurlickgezogen, das diesbezlgliche Verfahren zu C-130/08 wurde mit Entscheidung des
Prasidenten des EuGH vom 22.10.2008 eingestellt. Aus dem Umstand der Anordnung einer vorlaufigen MalRnahme
nach Artikel 39, der Verfahrensordnung durch den EGMR allein ergibt noch nicht, dass die Ruckuberstellung von
Asylsuchenden nach Griechenland in Anwendung der Dublin II-VO (im Allgemeinen) der EMRK entgegen steht.

Medizinische Krankheitszustande; Behandlung in Griechenland

Unbestritten ist, dass nach der allgemeinen Rechtsprechung des EGMR zu Art. 3 EMRK und Krankheiten, die auch im
vorliegenden Fall maBgeblich ist, eine Uberstellung nach Griechenland nicht zuldssig wire, wenn durch die
Uberstellung eine Existenz bedrohende Situation drohte und diesfalls das Selbsteintrittsrecht der Dublin Il VO
zwingend auszutiben ware.Unbestritten ist, dass nach der allgemeinen Rechtsprechung des EGMR zu Artikel 3, EMRK
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und Krankheiten, die auch im vorliegenden Fall maRgeblich ist, eine Uberstellung nach Griechenland nicht zul3ssig
ware, wenn durch die Uberstellung eine Existenz bedrohende Situation drohte und diesfalls das Selbsteintrittsrecht
der Dublin rémisch zwei VO zwingend auszulben ware.

In diesem Zusammenhang ist vorerst auf das jingste diesbezlgliche Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes (VfGH
vom 06.03.2008, ZI: B 2400/07-9) zu verweisen, welches die aktuelle Rechtsprechung des EGMR zur Frage der
Vereinbarkeit der Abschiebung Kranker in einen anderen Staat mit Art. 3 EMRK festhalt (D. v. the United Kingdom,
EGMR 02.05.1997, Appl. 30.240/96, newsletter 1997,93; Bensaid, EGMR 06.02.2001, Appl. 44.599/98, newsletter
2001,26; Ndangoya, EGMR 22.06.2004, Appl. 17.868/03; Salkic and others, EGMR 29.06.2004, Appl. 7702/04; Ovdienko,
EGMR 31.05.2005, Appl. 1383/04; Hukic, EGMR 29.09.2005, Appl. 17.416/05; EGMR Ayegh, 07.11.2006; Appl. 4701/05;
EGMR Goncharova & Alekseytsev, 03.05.2007, Appl. 31.246/06).In diesem Zusammenhang ist vorerst auf das jlingste
diesbeziigliche Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes (VfGH vom 06.03.2008, ZI: B 2400/07-9) zu verweisen, welches
die aktuelle Rechtsprechung des EGMR zur Frage der Vereinbarkeit der Abschiebung Kranker in einen anderen Staat
mit Artikel 3, EMRK festhalt (D. v. the United Kingdom, EGMR 02.05.1997, Appl. 30.240/96, newsletter 1997,93; Bensaid,
EGMR 06.02.2001, Appl. 44.599/98, newsletter 2001,26; Ndangoya, EGMR 22.06.2004, Appl. 17.868/03; Salkic and
others, EGMR 29.06.2004, Appl. 7702/04; Ovdienko, EGMR 31.05.2005, Appl. 1383/04; Hukic, EGMR 29.09.2005, Appl.
17.416/05; EGMR Ayegh, 07.11.2006; Appl. 4701/05; EGMR Goncharova & Alekseytsev, 03.05.2007, Appl. 31.246/06).

Zusammenfassend fuhrt der VfGH aus, das sich aus den erwdhnten Entscheidungen des EGMR ergibt, dass im
Allgemeinen kein Fremder ein Recht hat, in einem fremden Aufenthaltsstaat zu verbleiben, bloR um dort medizinisch
behandelt zu werden, und zwar selbst dann nicht, wenn er an einer schweren Krankheit leidet oder
selbstmordgefédhrdet ist. Dass die Behandlung im Zielland nicht gleichwertig, schwerer zuganglich oder
kostenintensiver ist, ist unerheblich, solange es grundsatzlich Behandlungsméglichkeiten im Zielstaat bzw. in einem
bestimmten Teil des Zielstaates gibt. Nur bei Vorliegen auBergewohnlicher Umstande fuhrt die Abschiebung zu einer
Verletzung in Art. 3 EMRK. Solche liegen etwa vor, wenn ein lebensbedrohlich Erkrankter durch die Abschiebung einem
realen Risiko ausgesetzt wuirde, unter qualvollen Umstanden zu sterben (Fall D. v. the United
Kingdom).Zusammenfassend fiihrt der VfGH aus, das sich aus den erwdhnten Entscheidungen des EGMR ergibt, dass
im Allgemeinen kein Fremder ein Recht hat, in einem fremden Aufenthaltsstaat zu verbleiben, bloR um dort
medizinisch behandelt zu werden, und zwar selbst dann nicht, wenn er an einer schweren Krankheit leidet oder
selbstmordgefédhrdet ist. Dass die Behandlung im Zielland nicht gleichwertig, schwerer zuganglich oder
kostenintensiver ist, ist unerheblich, solange es grundsatzlich Behandlungsmaoglichkeiten im Zielstaat bzw. in einem
bestimmten Teil des Zielstaates gibt. Nur bei Vorliegen auBergewohnlicher Umstande fuhrt die Abschiebung zu einer
Verletzung in Artikel 3, EMRK. Solche liegen etwa vor, wenn ein lebensbedrohlich Erkrankter durch die Abschiebung
einem realen Risiko ausgesetzt wirde, unter qualvollen Umstanden zu sterben (Fall D. v. the United Kingdom).

Juingste Rechtsprechung des EGMR (N vs UK, 27.05.2008) und Literaturmeinungen (Premiszl, Migralex 2/2008, 54ff,
Schutz vor Abschiebung von Traumatisierten in "Dublin-Verfahren") bestatigen diese Einschatzung, wobei noch darauf
hinzuweisen ist, dass EU-Staaten verpflichtet sind, die Aufnahmerichtlinie umzusetzen und sohin jedenfalls eine
begriindete Vermutung des Bestehens einer medizinischen Versorgung besteht.Jingste Rechtsprechung des EGMR (N
vs UK, 27.05.2008) und Literaturmeinungen (Premiszl, Migralex 2 aus 2008, 54ff, Schutz vor Abschiebung von
Traumatisierten in "Dublin-Verfahren") bestatigen diese Einschatzung, wobei noch darauf hinzuweisen ist, dass EU-
Staaten verpflichtet sind, die Aufnahmerichtlinie umzusetzen und sohin jedenfalls eine begriindete Vermutung des
Bestehens einer medizinischen Versorgung besteht.

Aus diesen Judikaturlinien des EGMR ergibt sich jedenfalls der fir das vorliegende Beschwerdeverfahren relevante
Prifungsmalstab.

Nach der geltenden Rechtslage ist eine Uberstellung dann unzuldssig, wenn die Durchfiihrung eine in den Bereich des
Art 3 EMRK reichende Verschlechterung des Krankheitsverlaufs oder der Heilungsmaoglichkeiten bewirken wirde (siehe
Feststellungen des Innenausschusses zu§ 30 AsylG); dabei sind die von den Asylbehdrden festzustellenden
Behandlungsmoglichkeiten im Zielstaat als Hintergrundinformation beachtlich, sodass es sich quasi um eine
"erweiterte Priifung der Transportfihigkeit" handelt.Nach der geltenden Rechtslage ist eine Uberstellung dann
unzulassig, wenn die Durchfihrung eine in den Bereich des Artikel 3, EMRK reichende Verschlechterung des
Krankheitsverlaufs oder der Heilungsmoglichkeiten bewirken wiirde (siehe Feststellungen des Innenausschusses zu
Paragraph 30, AsylG); dabei sind die von den Asylbehdrden festzustellenden Behandlungsmoglichkeiten im Zielstaat
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als Hintergrundinformation beachtlich, sodass es sich quasi um eine "erweiterte Prufung der Transportfahigkeit"
handelt.

MaBgebliche Kriterien flr die Beurteilung der Art. 3 EMRK-Relevanz einer psychischen Erkrankung angesichts einer
Abschiebung sind Aufenthalte in geschlossenen Psychiatrien infolge von Einweisungen oder auch Freiwilligkeit, die
Haufigkeit, RegelmaRigkeit und Intensitdat der Inanspruchnahme medizinisch-psychiatrischer Leistungen, die
Moglichkeit einer wenn auch gemessen am Aufenthaltsstaat schlechteren medizinischen Versorgung im Zielstaat
sowie die vom Abschiebestaat gewahrleisteten Garantien in Hinblick auf eine mdéglichst schonende Verbringung.
Rechtfertigen diese Kriterien eine Abschiebung, hat eine denkmdgliche Verschlechterung des Gesundheitszustandes
oder ungunstige Entwicklung des Gesundheitszustands zumeist auBer Betracht zu bleiben, geschweige denn vermag
die Verursachung von uberstellungsbedingtem mentalen Stress eine Abschiebung unzuldssig machen.Mal3gebliche
Kriterien fur die Beurteilung der Artikel 3, EMRK-Relevanz einer psychischen Erkrankung angesichts einer Abschiebung
sind Aufenthalte in geschlossenen Psychiatrien infolge von Einweisungen oder auch Freiwilligkeit, die Haufigkeit,
RegelmaRigkeit und Intensitat der Inanspruchnahme medizinisch-psychiatrischer Leistungen, die Mdglichkeit einer
wenn auch gemessen am Aufenthaltsstaat schlechteren medizinischen Versorgung im Zielstaat sowie die vom
Abschiebestaat gewahrleisteten Garantien in Hinblick auf eine moglichst schonende Verbringung. Rechtfertigen diese
Kriterien eine Abschiebung, hat eine denkmdgliche Verschlechterung des Gesundheitszustandes oder ungunstige
Entwicklung des Gesundheitszustands zumeist aulRer Betracht zu bleiben, geschweige denn vermag die Verursachung
von Uberstellungsbedingtem mentalen Stress eine Abschiebung unzuldssig machen.

Im vorliegenden Fall konnten seitens der Beschwerdefihrer keine akut existenzbedrohenden Krankheitszustdande oder
Hinweise einer unzumutbaren Verschlechterung der Krankheitszustinde im Falle einer Uberstellung nach
Griechenland belegt werden, respektive die Notwendigkeit weitere Erhebungen seitens des Asylgerichtshofes. Aus der
Aktenlage sind keine Hinweise auf das Vorliegen (schwerer) Erkrankungen ersichtlich. Insofern der BF in der
Beschwerdeschrift ausfuhrte von Polizisten beschimpft und geschlagen und dabei am rechten FuB verletzt worden zu
sein, weshalb er in Folge ins Krankenhaus gebracht und die Wunde mit 10 Nahten versorgt wurde, ist anzufihren, dass
dieses erst sehr spat erfolgte Vorbringen nicht glaubwirdig erscheint, zumal es nicht schlissig nachvollziehbar
erscheint, weshalb der BF diesen sehr einpragsamen Vorfall nicht bereits bei den zurlckliegenden Einvernahmen
vorbrachte.

Nach standiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist ein Vorbringen insbesondere auch dann nicht als
glaubwirdig anzusehen, wenn dieses im Laufe des Instanzenzuges gesteigert wird (VWGH v. 7.12.1988,
88/01/0276,0284, VWGH v. 2.2.1994,93/01/1035 auch VwGH vom 10.10.1996, ZI196/20/0361; vgl. auch VWGH vom
17.6.1993, Z1 92/01/0776, vom 30.6.1994, Z193/01/1138, oder vom 19.5.1994, Z194/19/0049). Aufgrund der gleichen
Interessenslage muss dies auch bei Vorbringenssteigerung innerhalb der selben Instanz oder zwischen Vorbringen vor
verschiedenen Behorden gelten.Nach standiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist ein Vorbringen
insbesondere auch dann nicht als glaubwiirdig anzusehen, wenn dieses im Laufe des Instanzenzuges gesteigert wird
(VWGH v. 7.12.1988, 88/01/0276,0284, VWGH v. 2.2.1994, 93/01/1035 auch VwGH vom 10.10.1996, Z196/20/0361;
vergleiche auch VwGH vom 17.6.1993, ZI92/01/0776, vom 30.6.1994, Z193/01/1138, oder vom 19.5.1994, ZI|
94/19/0049). Aufgrund der gleichen Interessenslage muss dies auch bei Vorbringenssteigerung innerhalb der selben
Instanz oder zwischen Vorbringen vor verschiedenen Behorden gelten.

Der Vollstandigkeit halber ist noch aufzufiihren, dass die Feststellungen des Bundesasylamtes zur Situation in
Griechenland auf verlasslichen und unzweifelhaften Quellen anerkannter staatlicher und nichtstaatlicher Einrichtungen
basieren. Fir den Asylgerichtshof besteht somit kein Grund, an der Objektivitdit und Richtigkeit sowie der
fallbezogenen Aktualitat der Darstellung des Bundesasylamtes zu zweifeln, wobei solche Zweifel auch anhand des
Vorbringens des Beschwerdefiihrers vor dem Bundesasylamt und in der Beschwerde nicht entstanden sind. Das
Beschwerdevorbringen, wonach die Situationsdarstellung des Bundesasylamtes "stark verharmlosend" und "zum Teil
missverstandlich" sei, ist nicht zu teilen, vielmehr gehen auch aus den Feststellungen des Bundesasylamtes etwa
Mangel bei der Versorgung von Asylwerbern oder auch Gewaltanwendungen gegenlber Asylwerbern hervor. Wie sich
jedoch aus den obigen Ausfuhrungen ergibt, fihren diese - auch vom Bundesasylamt aufgezeigten Mangel - im
konkreten Fall des Beschwerdeflhrers nicht zu einer Verletzung von grundrechtlichen Positionen. Da der Sachverhalt
mit Blick auf die konkrete Situation des Beschwerdeflhrers ausreichen geklart ist und Entscheidungsreife vorliegt,
waren weitere Ermittlungen zur Situation in Griechenland nicht mehr zu fihren.
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Aufgrund der erfolgten normativen Vergewisserung der Sicherheit Griechenlands und der oa. Ausfihrungen ist auch
davon auszugehen, dass die griechischen Behdrden grundsatzlich generell willens und fahig sind, Personen, welche
sich auf dem dortgigen Hoheitsgebiet aufhalten, vor tbergriffen seitens Dritter wirksam und nachhaltig zu schitzen.
Der BF brachte keinen qualifizierten Sachverhalt vor, welcher den Schluss zulieBBe, dass die griechischen Behorden
trotz dieses grundsatzlich generell vorhandenen Willens und der Fahigkeit, Schutz zu gewahren, gerade im
gegenstandlichen Fall tber die die bloRe Moglichkeit hinausgehend mit maRgeblicher Wahrscheinlichkeit (z.B. VwWGH
vom 19.12.1995, ZI. 94/20/0858, VwGH vom 14.10.1998. ZI.98/01/0262) nicht willens und/oder fahig waren, den BW vor

den von ihm befirchteten Ubergriffen zu schiitzen.

Letztlich wird nochmals darauf hingewiesen, dass dem erkennenden Gericht schliel3lich keine Hinweise auf eine
allgemeine, systematische menschenrechtswidrige Behandlung von Asylwerbern in Griechenland vor, noch Hinweise
darauf, dass das Asylverfahren in Griechenland mit der GFK in der Rechtspraxis im Widerspruch stehe bzw. die Status-,

Verfahrens- oder Aufnahmerichtlinie der EU allgemein nicht umgesetzt wirden.

Im Lichte der oben dargestellten rechtlichen Determinanten der Prifung im gegenstandlichen Zusammenhang ist
daher von einem entscheidungsreifen Sachverhalt auszugehen und war festzustellen, dass die erstinstanzliche

Entscheidung zu Recht ergangen ist.

Im Falle der generell nicht vorhandenen Sicherheit Griechenlands bzw. der gemeinschafsrechtswidrigen Auslegung
und Anwendung der GFK bzw. der Status-, Verfahrens- oder Aufnahmerichtlinie waren die hierzu berechtigten Organe
bzw. die Mitgliedstaaten der Europdischen Union -also auch Osterreich- angehalten, gegen Griechenland ein
Vertragsverletzungsverfahren anzustrengen (vgl. hierzu etwa auch Urteil des EuGH vom 30.4.2009 - Kommission der
Europaischen Gemeinschaften/Vereinigtes Konigreich Grof3britannien und Nordirland, Rechtssache C-256/08; Urteil
des EuGH vom 14.5..2009 - Kommission der Europaischen Gemeinschaften/Kénigreich Schweden [beide Urteile wegen
nicht fristgerechter Umsetzung der Statusrichtlinie]). Hinweise auf ein aktuelles derartiges Handeln der Kommission
der der Mitgliedsstaaten hierzu liegen jedoch nicht vor, weshalb die Organ der Europdischen Union und deren
Mitgliedstaaten -also auch Osterreich- offenkundig davon ausgehen, dass Griechenland nicht einen generell
unsicheren Staat darstellt. Es besteht fir das entscheidende Senatsmitglied kein Anlass, eine den oa. Uberlegungen
widersprechende Ansicht zu vertreten.Im Falle der generell nicht vorhandenen Sicherheit Griechenlands bzw. der
gemeinschafsrechtswidrigen Auslegung und Anwendung der GFK bzw. der Status-, Verfahrens- oder
Aufnahmerichtlinie waren die hierzu berechtigten Organe bzw. die Mitgliedstaaten der Europaischen Union -also auch
Osterreich- angehalten, gegen Griechenland ein Vertragsverletzungsverfahren anzustrengen vergleiche hierzu etwa
auch Urteil des EuGH vom 30.4.2009 - Kommission der Europaischen Gemeinschaften/Vereinigtes Konigreich
GroRbritannien und Nordirland, Rechtssache C-256/08; Urteil des EuGH vom 14.5.2009 - Kommission der
Europaischen Gemeinschaften/Kdnigreich Schweden [beide Urteile wegen nicht fristgerechter Umsetzung der
Statusrichtlinie]). Hinweise auf ein aktuelles derartiges Handeln der Kommission der der Mitgliedsstaaten hierzu liegen
jedoch nicht vor, weshalb die Organ der Europdischen Union und deren Mitgliedstaaten -also auch Osterreich-
offenkundig davon ausgehen, dass Griechenland nicht einen generell unsicheren Staat darstellt. Es besteht fur das
entscheidende Senatsmitglied kein Anlass, eine den oa. Uberlegungen widersprechende Ansicht zu vertreten.

Das Vorliegen einer massiv rechtswidrigen Verfahrensgestaltung im individuellen Fall konnten im Lichte der bereits
getatigten Ausfihrungen ebenfalls nicht festgestellt werden.

Im gegenstandlichen Fall wird auch ausdricklich darauf hingewiesen, dass sich Griechenland aufgrund der Dublin Il
Verordnung zur Ubernahme des BF durch Verfristung bereiterklirte und somit europarechtlich zur Priifung des
Asylantrages verpflichtet ist. Ebenso hat Griechenland die Statusrichtlinie, die Verfahrensrichtlinie und die
Aufnahmerichtlinie anzuwenden, ein den dort genannten Anforderungen entsprechendes Asylverfahren zu fiihren,
beim Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen Schutz zu gewadhren und fir die Dauer des Verfahrens eine
entsprechende Grundversorgung zu bieten. Der Asylwerber konnte nicht konkret und substantiiert vorbringen, warum
Griechenland in seinem Fall seinen Asylantrag nicht unter Einhaltung der innerstaatlichen, vélker- und
europarechtlichen Bestimmungen prufen und eine entsprechende Entscheidung treffen sollte, weshalb die
grundsatzliche europarechtlich gebotene Annahme der "Sicherheit" der Partnerstaaten der Europaischen Union als
einer Gemeinschaft des Rechts im individuellen Fall nicht erschittert werden konnte.Im gegenstandlichen Fall wird
auch ausdricklich darauf hingewiesen, dass sich Griechenland aufgrund der Dublin rémisch zwei Verordnung zur
Ubernahme des BF durch Verfristung bereiterkldrte und somit europarechtlich zur Priifung des Asylantrages
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verpflichtet ist. Ebenso hat Griechenland die Statusrichtlinie, die Verfahrensrichtlinie und die Aufnahmerichtlinie
anzuwenden, ein den dort genannten Anforderungen entsprechendes Asylverfahren zu fihren, beim Vorliegen der
entsprechenden Voraussetzungen Schutz zu gewahren und fur die Dauer des Verfahrens eine entsprechende
Grundversorgung zu bieten. Der Asylwerber konnte nicht konkret und substantiiert vorbringen, warum Griechenland
in seinem Fall seinen Asylantrag nicht unter Einhaltung der innerstaatlichen, voélker- und europarechtlichen
Bestimmungen prufen und eine entsprechende Entscheidung treffen sollte, weshalb die grundsatzliche
europarechtlich gebotene Annahme der "Sicherheit" der Partnerstaaten der Europadischen Union als einer
Gemeinschaft des Rechts im individuellen Fall nicht erschittert werden konnte.

Zur Verneinung der Sicherheit Griechenlands waren im vorliegenden Zusammenhang schon bei einer Grobprifung
erkennbare grundsatzliche schwerwiegende Defizite im Asylverfahren des zustandigen Mitgliedstaates (also etwa:
grundsatzliche Ablehnung aller Asylantrage oder solcher bestimmter Staatsangehoriger oder Angehdriger bestimmter
Ethnien; kein Schutz vor Verfolgung "Dritter", kein Rechtsmittelverfahren) gewesen. Solche Mangel (die bei einem
Mitgliedstaat der Europdischen Union nicht vorausgesetzt werden kdnnen, sondern zunachst einmal mit einer
aktuellen individualisierten Darlegung des Antragstellers plausibel zu machen sind, dies im Sinne der Regelung des 8 5
Abs. 3 AsylG 2005) sind schon auf Basis der erstinstanzlichen Feststellungen nicht erkennbar und tberzeugen auch die
Ausfihrungen in der Beschwerde nicht .Zur Verneinung der Sicherheit Griechenlands waren im vorliegenden
Zusammenhang schon bei einer Grobprufung erkennbare grundsatzliche schwerwiegende Defizite im Asylverfahren
des zustandigen Mitgliedstaates (also etwa: grundsatzliche Ablehnung aller Asylantrdge oder solcher bestimmter
Staatsangehdriger oder Angehdriger bestimmter Ethnien; kein Schutz vor Verfolgung "Dritter", kein
Rechtsmittelverfahren) gewesen. Solche Madngel (die bei einem Mitgliedstaat der Europdischen Union nicht
vorausgesetzt werden konnen, sondern zundchst einmal mit einer aktuellen individualisierten Darlegung des
Antragstellers plausibel zu machen sind, dies im Sinne der Regelung des Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005) sind schon
auf Basis der erstinstanzlichen Feststellungen nicht erkennbar und Uberzeugen auch die Ausfihrungen in der
Beschwerde nicht .

Ein Vorbringen, das geeignet ware, anzunehmen, dass Griechenland in Hinblick auf Asylwerberlnnen mit der
Staatsangehdrigkeit des BF unzumutbare rechtliche Sonderpositionen vertreten wirde, ist nicht erstattet worden.
Hinweise auf konkrete individuelle Vulnerabilitat im Verhaltnis der griechischen Asylbehérde zu gerade diesem BF sind
weder aus der Aktenlage ersichtlich noch wurde diese im Beschwerdeschriftsatz substantiiert vorgebracht.

Der BF konnten keine besonderen Grinde, die flr eine reale Gefahr einer Verletzung des Art. 3 EMRK in Griechenland
sprechen, glaubhaft machen, weshalb die Regelvermutung des 8 5 Abs. 3 AsylG 2005, wonach ein Asylwerber in einem
"Dublinstaat" Schutz vor Verfolgung findet, greift.Der BF konnten keine besonderen Grinde, die fur eine reale Gefahr
einer Verletzung des Artikel 3, EMRK in Griechenland sprechen, glaubhaft machen, weshalb die Regelvermutung des
Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005, wonach ein Asylwerber in einem "Dublinstaat" Schutz vor Verfolgung findet, greift.

Aufgrund der oa. Darstellungen ist anzufiihren, dass der Asylgerichtshof im Einklang mit der diesbezuglichen
Sichtweise des Bundesasylamtes keinen Anlass sieht, Osterreich zwingend zur Anwendung des Art 3 Abs 2 VO
343/2003 infolge drohender Verletzung von Art 3 oder Art 8 EMRK zu verpflichten.Aufgrund der oa. Darstellungen ist
anzufihren, dass der Asylgerichtshof im Einklang mit der diesbezlglichen Sichtweise des Bundesasylamtes keinen
Anlass sieht, Osterreich zwingend zur Anwendung des Artikel 3, Absatz 2, VO 343 aus 2003, infolge drohender
Verletzung von Artikel 3, oder Artikel 8, EMRK zu verpflichten.

Letztlich sei darauf hingewiesen, dass das erkennende Gericht auch in seiner bisherigen Rechtsprechung nicht von der
generellen Unsicherheit Griechenlands ausging (z. B. Erk. GZ. S9 409985-1/2009, S7 410399-1/2009, S11 409762-
1/2009, S10 409514-1/2009, S11 409761-1/2009, S6 407718-1/2009, S9 405585-1/2009, S14 407.908, S1 402.025).
Mangels eines hier vorliegenden qualifizierten Sachverhaltes sieht der erkennende Richter keinen Anlass von dieser
Spruchpraxis abzugehen.

Es ergaben sich zusammengefasst keine von Amtswegen aufzugreifende Umstande, die es zwingend erforderlich
machten, dass neben dem materiellen Asylverfahren in Griechenland ein weiteres materielles Asylverfahren in einem
anderen Mitgliedstaat der Europaischen Union, ndmlich in Osterreich, durchgefiihrt werden muss.

11.2.4.6. Gem.§ 10 Abs. 1 Z 1 AsylG war gegenstandlicher Bescheid mit einer Ausweisung zu Verbinden. Ein Sachverhalt,
welcher unter § 10 Abs. 2 oder 3 bzw. Abs. 5 zu subsumieren ware, kam im Ermittlungsverfahren nicht hervor. Weder
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kommt dem BF ein nicht auf dieses Bundesgesetz gestutztes Aufenthaltsrecht zu, noch liegt eine Verletzung des Art. 8
EMRK vor. Hier wird auf die bereits getatigten Ausfihrungen (insb. Punkt 11.2.4.4. des gegenstandlichen Erkenntnisses)
verwiesen. Weiters kam bei BerUcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen kein Sachverhalt hervor, welcher den
Schluss zulie3e, dass die Durchfiihrung der Ausweisung nach Griechenland eine Verletzung des Art. 3 EMRK darstellen
wulrde oder gem. Abs. 4 leg. cit. die Zurlckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung nach Griechenland unzuldssig
erscheinen lassen wuirde. Der BF war daher aus dem Bundesgebiet nach Griechenland auszuweisen.rémisch
zwei.2.4.6. Gem. Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer eins, AsylG war gegenstandlicher Bescheid mit einer Ausweisung zu
Verbinden. Ein Sachverhalt, welcher unter Paragraph 10, Absatz 2, oder 3 bzw. Absatz 5, zu subsumieren ware, kam im
Ermittlungsverfahren nicht hervor. Weder kommt dem BF ein nicht auf dieses Bundesgesetz gestitztes
Aufenthaltsrecht zu, noch liegt eine Verletzung des Artikel 8, EMRK vor. Hier wird auf die bereits getatigten
Ausfihrungen (insb. Punkt rémisch zwei.2.4.4. des gegenstandlichen Erkenntnisses) verwiesen. Weiters kam bei
BerUcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen kein Sachverhalt hervor, welcher den Schluss zuliel3e, dass die
Durchfihrung der Ausweisung nach Griechenland eine Verletzung des Artikel 3, EMRK darstellen wirde oder gem.
Absatz 4, leg. cit. die Zuruckweisung, Zuruickschiebung oder Abschiebung nach Griechenland unzulassig erscheinen
lassen wurde. Der BF war daher aus dem Bundesgebiet nach Griechenland auszuweisen.

1.2.4.8. GemaR§ 41 Abs 7 AsylG konnte von der Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung abgesehen
werdenrémisch zwei.2.4.8. GemaR Paragraph 41, Absatz 7, AsylG konnte von der Durchfiihrung einer mindlichen
Verhandlung abgesehen werden

Es war somit spruchgemaf zu entscheiden.
Schlagworte

Ausweisung rechtmaRig, EMRK, Kettenabschiebung, Lebensgrundlage, Misshandlung, private Verfolgung, real risk,
staatlicher Schutz, Unterkunft, Zugang zum Asylverfahren
Zuletzt aktualisiert am

27.04.2010

Quelle: Asylgerichtshof AsylGH, http://www.asylgh.gv.at
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